
der Befragten sieht das immer noch als eine 
nicht sehr wahrscheinliche Möglichkeit an.

Die Unterstützung der NATO in Norwegen 
wird gewöhnlich mit der Frage untersucht, ob 
die NATO-Mitgliedschaft die eigene Sicher-
heit fördere. Es hat hier immer eine Mehrheit 
für eine positive Beantwortung gegeben; der 
durchschnittliche Anteil liegt bei 60%. Im No-
vember 1981 meinten 64% der Befragten, die 
NATO-Mitgliedschaft diene der Sicherheit 
Norwegens, während 10% die Meinung ver-
traten, dadurch werde die Gefahr eines An-
griffs vergrößert. 9% waren der Ansicht, es 
bleibe sich so oder so gleich, 17% wußten 
keine Antwort zu geben.

Es ist bemerkenswert, daß in den Jahren, als 
diese Frage durch eine zweite ergänzt wurde, 
ob Norwegen Mitglied der NATO bleiben 
solle oder nicht, die Befürworter einer weite-
ren Mitgliedschaft etwas weniger zahlreich 
waren als diejenigen, die ihre Sicherheit durch 
die Mitgliedschaft vergrößert sahen. Die Un-
terstützung der NATO ist unter Frauen auch 
hier geringer als unter Männern, und wie in 
Dänemark liegt sie etwas niedriger bei den 
jüngsten und ältesten Bevölkerungsgruppen. 
Allgemein ist die Einstellung der Norweger 
zur nationalen militärischen Verteidigung po-
sitiver als zur NATO-Mitgliedschaft; hier liegt 
der Anteil der Befürworter bei 75%.

Im blockfreien Schweden gehen die Mei-
nungsumfragen von der Annahme aus, daß die 
Neutralitätspolitik allgemein akzeptiert wer-
de. Seit 1952 wurde immer die gleiche Frage 
gestellt: „Sollte Schweden im Fall eines An-
griffs auch dann bewaffneten Widerstand lei-
sten, wenn der Erfolg ungewiß wäre?" Es ließ 
sich generell eine mehrheitlich positive Ant-
wort feststellen, gewöhnlich bei 70% bis 80% 
der Befragten. Während des dreißigjährigen 
Befragungszeitraums lag die geringste Mehr-
heit bei 66% (1958) und die höchste bei 84% 
(1957). Nach dem U-Boot-Zwischenfall 1981 ga-
ben 80% der Befragten positive Antworten, 
12% negative, 8% waren unentschlossen. Seit 
1963 liegen Zahlen vor, die zeigen, daß die 
Mehrheit des schwedischen Volkes der Mei-
nung ist, die Stärke der schwedischen Streit-
kräfte sei ungefähr angemessen. Die Anteile 
variierten von maximal 66% (1973) bis minimal 
46% (November 1981). Die stufenweise Ablö-
sung der Entspannungspolitik zeigte sich seit 
1977 in der Tatsache, daß der Anteil derjeni-
gen, die die Verteidigungskraft für zu gering 
hielten, nie unter 20% fiel. Während der Po-
len-Krise lag dieser Anteil erstmals über 30%; 

vom April bis September 1981 fiel er jedoch 
wieder schnell von 31 % auf 22%. Nach dem U- 
Boot-Zwischenfall verzeichnete man schließ-
lich den dramatischsten Zuwachs auf die 
höchste je erreichte Zahl von 42%, ein Indiz 
für die sehr scharfe Reaktion auf die sowjeti-
sche Rechtsverletzung. Danach hat er sich 
wieder bis auf 29 % vermindert.
Auch die schwedische Haltung zu den Welt-
mächten wurde untersucht. 1973 meinten 
während der Endphase des Vietnam-Kriegs 
rund 50% der Befragten, die USA seien entwe-
der eine Bedrohung Schwedens oder ein un-
freundlich gesinnter Staat. Ein entsprechen-
des Urteil über die Sowjetunion ließ sich nur 
bei 19% nachweisen. Diese Meinungen änder-
ten sich jedoch schnell: Im November 1981 wa-
ren 19% der Ansicht, die USA seien eine Be-
drohung (8%) oder ein Schweden unfreundlich 
gesinnter Staat (11%); nicht weniger als 71% 
meinten dies nun von der Sowjetunion. Fast 
die Hälfte dieser Gruppe hielt die Sowjetunion 
für eine direkte Bedrohung Schwedens. Es ist 
klar, daß der U-Boot-Zwischenfall einen gro-
ßen Einfluß auf die schwedische Öffentlich-
keit hatte, denn noch im September 1981, zwei 
Monate vor diesem Zwischenfall, hielten nur 
43% die Sowjetunion für eine Bedrohung oder 
einen unfreundlich gesinnten Staat, und für 
nur 14% dieser Gruppe stellte sie eine direkte 
Bedrohung dar.
In Finnland lautete eine wichtige Frage im-
mer, ob die finnische Außenpolitik kompetent 
oder inkompetent geführt worden sei. Folgt 
man den Antworten, so ist das finnische Volk 
mindestens seit den sechziger Jahren mit der 
Art und Weise, wie seine Regierungen die 
Außenpolitik führten, sehr zufrieden. Allge-
mein wurde dies als Vertrauensvotum für die 
Richtung Paasikivi-Kekkonen interpretiert. 
Eine genauere Betrachtung der Zahlen zeigt 
jedoch noch eine Bewertungsdifferenzierung 
zwischen der hervorragenden Führung der 
Außenpolitik und ihrer Beurteilung als „sehr 
gut". 1981 wurde die beste Note von 27% der 
Befragten gegeben, die zweitbeste von 66%. 
Auch der Vertrag über Freundschaft, Zusam-
menarbeit und beiderseitige Hilfe mit der So-
wjetunion erfreut sich klarer Unterstützung in 
den Meinungsumfragen, wobei die Befürwor-
ter mit den Jahren zugenommen haben. Aller-
dings lagen diese Zahlen nie so hoch wie die 
für die Unterstützung der Außenpolitik. In den 
siebziger Jahren lagen sie durchschnittlich 
über 70%, maximal bei 81%.
Die Einstellung zur Höhe der Verteidigungs-
ausgaben ist, wie in den anderen nordischen 



Staaten, recht undramatisch. Die größte 
Gruppe ist gewöhnlich — wenn auch mit Aus-
nahmen — für unveränderte Beschaffungsaus-
gaben. Fast ebenso groß und zuweilen größer 

ist die Gruppe derjenigen, die sich für höhen 
Verteidigungsausgaben aussprechen. Die Ab 
rüstungsbefürworter waren immer eine Min-
derheit von rund 10%.

VI. Atomwaffen und Nordeuropa

Vor rund drei Jahren griff der damalige finni-
sche Staatspräsident Kekkonen seine Idee von 
1963 wieder auf, die nordische Region zu einer 
atomwaffenfreie Zone zu machen. Die Diskus-
sion wurde lebhafter, als die Frage nach und 
nach in den sozialdemokratischen Parteien 
ganz Skandinaviens eine Rolle spielte.
Die Struktur des ursprünglichen Kekkonen- 
Plans verdeutlicht, daß das „Nordische Gleich-
gewicht" kein statisches System, sondern eine 
stete Balanceleistung zwischen unterschiedli-
chen Interessen ist. Der Plan betont den finni-
schen Part innerhalb des nordischen Systems: 
souverän zu bleiben und bestmögliche Bezie-
hungen zur Sowjetunion zu wahren. Falls die-
ser Plan verwirklicht werden sollte, könnte er 
durchaus negative Auswirkungen auf die Ver-
hältnisse im Nordischen Gleichgewicht haben, 
insofern er die Bedingungen des strategischen 
Gleichgewichts zwischen den Weltmächten in 
der nordischen Region durch eine Einschrän-
kung der atomaren Option der NATO einsei-
tig verändern würde. Allerdings sind die zu-
rückhaltenden oder ablehnenden Reaktionen 
von Finnlands nordischen Nachbarn zu wich-
tigen Elementen der regionalen Sicherheit ge-
worden: Solange Norwegen und Schweden 
zur Annahme des Plans nicht bereit waren, 
konnte Finnland ihn und ähnliche Initiativen 
ohne Schaden für das regionale Gleichgewicht 
oder die eigene strategische Lage als vertrau-
ensbildende Maßnahme gegenüber seinem 
östlichen Nachbarn einsetzen. Das Paradoxon 
lag darin, daß eine solche Politik nicht nur im 
finnischen Eigeninteresse lag, sondern auch in 
dem der nordischen Nachbarn, für die — wie 
Kekkonen betonte — gute Beziehungen zwi-
schen Finnland und der Sowjetunion ein wich-
tiger Aktivposten sind.
Die gegenwärtig wieder aufgeflammte Diskus-
sion ist Ausdruck der verständlichen Furcht 
vor den Vernichtungsarsenalen, die die Atom-
mächte aufgehäuft haben und weiterhin ent-
wickeln. Sie ist stark durch moralische Über-
zeugungen und emotionale Reaktionen be-
stimmt. Es fällt schwer anzunehmen, daß 

durch diese Diskussion die äußere atomare 
Wirklichkeit in irgendeiner grundlegenden 
Weise beeinflußt werden kann. Viele Diskus-
sionsteilnehmer, Demonstranten und Teilneh-
mer an Friedensmärschen werden aber von 
der Hoffnung motiviert, auf die Stationierung 
von Atomwaffen und die Einsatzplanungen 
Einfluß zu nehmen, bevor es zu spät ist.
Besonders die Frage der atomwaffenfreien 
Zone ist von hoher innenpolitischer Bedeu-
tung. In Norwegen und Schweden wurde sie 
nach langen Jahren der Vernachlässigung zu 
einem wichtigen Thema im politischen Partei-
enstreit. Man bemühte sich, einem stärker 
werdenden Meinungstrend zu entsprechen, 
der von der Annahme einer fundamentalen 
atomaren Bedrohung der menschlichen Zivili-
sation geprägt war. Diese Phase begann, als die 
Idee der atomwaffenfreien Zone von der sozi-
aldemokratischen Arbeiterpartei Norwegens 
aufgegriffen und unterstützt wurde und die 
Aufmerksamkeit weiter Kreise der norwegi-
schen Öffentlichkeit (einschließlich der jetzt 
regierenden konservativen Partei) auf sich 
zog. Unter Norwegens NATO-Verbündeten 
stieß diese Entwicklung hingegen auf große 
Kritik. Die beiden wichtigsten NATO-Staaten, 
die USA und die Bundesrepublik Deutschland, 
warnten Norwegen vor der Unvereinbarkeit 
eines nordischen Zonenabkommens mit den 
Verpflichtungen als NATO-Mitglied. Die Nor-
weger reagierten mit einer Formel, die die Zo-
nenfrage klar mit den Verhandlungen über ei-
nen allgemeinen Vertrag zwischen den Bünd-
nissen verband, für den es gegenwärtig nur ge-
ringe Chancen geben dürfte. Gleichwohl hat 
ein Dialog zur Zonenfrage auf Regierungs-
ebene über die Grenzen der nordischen Staa-
ten hinweg begonnen; es scheint allerdings 
eher, um der weitverbreiteten Furcht zu be-
gegnen als aus der Überzeugung, einen 
schnellen Erfolg erreichen zu können.
Das öffentliche Bewußtsein von drohenden 
Gefahren wird gegenwärtig durch die Ausar-
beitung von militärisch-nuklearen Einsatzpla-
nungen, die zeigen sollen, wie Atomwaffen 



strategisch und auf dem Gefechtsfeld zum Ein-
satz gebracht werden können, vergrößert. Die 
Diskussion um „Kriegführungs-" und „Krieg-
verhütungsstrategien" tut ein übriges. Diese 
Militärstrategien geben jedoch keine schlüs-
sige Antwort auf die Frage nach Zweck und 
praktischer Einsetzbarkeit von Atomwaffen. 
Selbst wenn Nuklearstrategien operative mili-
tärische Absichten wiedergeben, so sind sie 
doch keinesfalls anwendungsbereit zur Hand, 
sondern nur als Konzept präsent, mit dessen 
Anwendung gedroht werden kann.
Es ist oft angemerkt worden, daß die Basis der 
neuen Bewegung gegen Atomwaffen nicht 
einheitlich und teilweise von hohen menschli-
chen und moralischen Zielen gekennzeichnet 
sei — oft mit religiösem Hintergrund — ande-
rerseits aber auch von Werten und Zielen in 
machtpolitischen Kontexten. Der heterogene 
Charakter dieser Motive trägt zur Emotionali-
tät der Diskussion bei. Eine gemeinsame 
Grundlage scheint jedoch in der Haltung zur 
technologischen Entwicklung und deren Fol-
gen zu bestehen. Alle Kritiker sehen diese 
Entwicklung als Revolution an, die einen be-
grenzten Krieg ermöglichen könnte.
Während der Kontroversen des letzten Jahres 
haben die Befürworter einer atomwaffenfreien 
Zone argumentiert, daß:
a) der Versuch, eine solche zu schaffen, in je-
dem Fall unternommen werden müsse, wie ge-
ring die erreichten Vorteile für die eigene Si-
cherheit auch sein mögen, und
b) eine nordische atomwaffehfreie Zone als 
Modell für die internationale Gemeinschaft 
dienen und den Weltmächten den Lösungs-
weg für ihre Probleme zeigen könnte.

Jedoch sind zahlreiche Probleme zu berück-
sichtigen. Zunächst ist unklar, was mit dem 
Begriff „atomwaffenfreie Zone" im einzelnen 
zu verbinden ist. Die nordische Region ist bis 
jetzt immer eine Zone ohne Atomwaffen ge-
wesen. Welchen Sinn sollte es also haben, sie 
zu etwas zu machen, was sie bereits ist? Das 
Neue an der Forderung ist offenbar, daß sie 
nicht nur für die derzeitige Lage — also zu 
Friedenszeiten — gelten soll, sondern auch im 
Krieg. Die einzige praktische Folge wäre, daß 
Dänemark und Norwegen die atomare Option 
im Fall einer Krise entzogen wäre, die im La- 
gerungs- und Stationierungsverbot in Frie-
denszeiten impliziert ist.
Der Streit um eine nordische atomwaffenfreie 
Zone hat darüber hinaus die Frage aufgewor-
fen, welches Gebiet sie geographisch umfas-
sen sollte. Verschiedene Alternativen sind 

denkbar: Die kleinste Zone bestünde nur aus 
Schweden oder Schweden und Finnland. Ter-
ritorial gesehen bestünde bei dieser Lösung 
weder zur jetzigen Situation noch zur zukünf-
tigen ein Unterschied. Denkbar wäre aber 
auch eine zusätzliche Garantie der beiden 
Weltmächte, mit der sie versicherten, keine 
Atomwaffen gegen die beiden Staaten einzu-
setzen, solange diese von solchen Waffen frei 
blieben. Diese Garantie, nicht die atomwaffen-
freie Zone, machte dann den wesentlichen Un-
terschied aus.
üblicherweise denkt man bei einer atomwaf-
fenfreien Zone aber an mehr als nur an Schwe-
den und Finnland. In der Tat wäre es erforder-
lich, Norwegen und Dänemark einzubeziehen, 
um durch die Schaffung einer solchen Zone 
eine wesentlich andere Lage als die jetzige zu 
erreichen. Sollten jedoch diese beiden NATO- 
Staaten ihre heute geltenden Verbotsklauseln 
auch auf den Kriegszustand ausdehnen, so 
wäre dies offensichtlich ein mit ihren Ver-
pflichtungen als Bündnismitglieder unverein-
barer Schritt. Aus diesem Grund haben die 
Norweger das Streben nach einer atomwaffen-
freien Zone den Bedingungen der Bündnismit-
gliedschaft untergeordnet. Danach sollte die 
Zone nur in einem größeren europäischen Zu-
sammenhang geschaffen werden. Diese Ver-
bindung wird in den öffentlichen Erklärungen 
der verantwortlichen Politiker deutlich und 
findet, folgt man den Meinungsumfragen, eine 
breite Unterstützung bei den Wählern. Es wird 
sich noch herausstellen müssen, ob die sozial-
demokratische Arbeiterpartei Norwegens, die 
bei den Parlamentswahlen 1981 in die Opposi-
tion geschickt wurde, bei Annahme dieses not-
wendigen Punktes die Forderungen der Lin-
ken in der norwegischen Politik wird erfüllen 
können, die den Plan einer atomwaffenfreien 
Zone am nachhaltigsten verfochten hat. Der 
gleiche Meinungsgraben läßt sich auch in 
Schweden und in Dänemark finden.

Eine die vier Staaten umfassende Zone 
schiene sich sehr wohl mit den Kekkonen-Plä-
nen vereinbaren zu lassen. Betrachtet man je-
doch die Folgen für das Gleichgewicht zwi-
schen Ost und West, so käme eine Vier-Staa- 
ten-Zone dem Osten offensichtlich mehr als 
dem Westen zugute. Verbote beträfen nur die 
NATO, nicht aber den Warschauer Pakt. Tat-
sächlich könnte ein solcher Wandel auch das 
politische Klima Nordeuropas beeinflussen.

Diese Befürchtung hat zum umfassendsten 
Konzept einer atomwaffenfreien Zone geführt, 
das auch sowjetisches Territorium einschlie-



ßen würde. Dadurch bliebe das Gleichgewicht 
zwischen den Machtblöcken unverändert oder 
würde doch zumindest weniger gestört wer-
den. Eine solche Lösung wurde jedoch fast im-
mer als unrealistisch angesehen. Östen Un- 
dn, nach dem Zweiten Weltkrieg langjähriger 
Außenminister Schwedens, wies bereits vor 22 
Jahren auf den mangelnden Realismus des 
Projekts hin, als Chruschtschow den Vor-
schlag vortrug, die Ostsee zu einem „Meer des 
Friedens" zu machen: „Die gegenwärtige Lage 
sieht doch so aus, daß meines Wissens nur ein 
Anrainerstaat der Ostsee im Besitz von Atom-
waffen ist, und das ist die Sowjetunion. Ich 
kann mir nicht vorstellen, daß die sowjetische 
Regierung bereit sein würde, ein wichtiges 
Gebiet des eigenen Territoriums bei der Schaf-
fung einer atomwaffenfreien Zone für Atom-
waffen zu sperren." Diese Vermutung hat sich 
zwischenzeitlich bestätigt. Die sowjetische 
Weigerung, Beschränkungen ihrer Nukle-
aroptionen hinzunehmen, wurde sowohl in Er-
klärungen als auch durch praktische Maßnah-
men deutlich, nämlich durch die Stationierung 
der mit Atomraketen bestückten U-Boote der 
„Golf-Klasse in der Ostsee und durch die of-
fensichtliche Präsenz des U-137 der „Whis- 
key"-Klasse, das wahrscheinlich Atomwaffen 
trägt. Der U-137-Zwischenfall hat dementspre-
chend zu einer harten schwedischen Haltung 
in der Zonenfrage geführt: Der ganze Ostsee-
raum einschließlich sowjetischen Territoriums 
muß in ein Abkommen einbezogen werden, 
mit der möglichen Ausnahme der Ostsee-Zu-
gänge.
Die Sowjetunion ihrerseits hat zwischenzeit-
lich die Möglichkeit von Maßnahmen ange-
deutet, die auch sowjetisches Territorium ein-
schließen könnten, sollte eine nordische Zone 
ernsthaft in Betracht gezogen werden. Versu-
che Schwedens und Finnlands, in Moskau Er-
läuterungen zu der praktischen Bedeutung 
dieser Andeutung zu erhalten, sind aber bis-
her ergebnislos geblieben. Mangels größerer 
Klarheit wird die Erklärung Breschnews bis-
her als unzureichender Beweis einer geänder-
ten sowjetischen Haltung angesehen. Seine 
Erklärung wird weiterhin als Versuch gewer-
tet, eine Friedensbewegung zu ermutigen, die 
im großen und ganzen den amerikanischen Ri-
valen der Sowjetunion zum leicht angreifba-
ren Hauptziel ihrer Anschuldigungen ge-
macht hat. Doch der mögliche Effekt, den die 
sowjetische Unterstützung der westlichen 
Friedensbewegung in Skandinavien gehabt 
haben mag, wurde durch die Entdeckung des 
sowjetischen U-Boots im südschwedischen 
Schärengebiet Ende Oktober 1981 erheblich 

verringert. Die Entscheidung, einer kleinen 
Gruppe von Friedensdemonstranten im Juli 
dieses Jahres die Einreise in die Sowjetunion 
zu gewähren, kann als sowjetischer Versuch 
angesehen werden, diesem Problem entgegen-
zuarbeiten. Nachdem diese Reise inzwischen 
beendet worden ist, muß dieser Versuch als 
gescheitert gelten.

Unabhängig davon, wie eine atomwaffenfreie 
Zone beschaffen sein würde, läge ihre Bedeu-
tung in der Tatsache, daß der Einsatz von 
Atomwaffen gegen Staaten innerhalb der 
Zone eine Verletzung des diese Zone schaf-
fenden Vertrags darstellen würde. Ein Haupt-
problem ist, ob ein solches Abkommen der 
Weltmächte als eine sichere Garantie angese-
hen werden könnte, und ob die Restriktionen 
des internationalen Rechts überhaupt von 
praktischer Bedeutung z. B. in einer Situation 
sein würden, da die atomare Schwelle bereits 
überschritten wäre oder unmittelbar über-
schritten zu werden drohte. Was Schweden 
angeht, ist man zumindest der Meinung, daß 
die begrenzte strategische Bedeutung des Lan-
des eine bessere Sicherheitsgarantie bedeuten 
würde und daß ein atomarer Angriff gegen 
Schweden oder die nordische Region aus poli-
tischen und militärischen Gründen äußerst 
unwahrscheinlich sei.

In der Diskussion um Vor- und Nachteile ei-
ner atomwaffenfreien Zone wurde betont, daß 
ein Zonenvertrag auch Risiken mit sich brin-
gen könnte. Verträge dieser Art können nicht 
ohne Bedingungen auskommen. Bisher hat die 
Sowjetunion nicht viel Verständnis für Forde-
rungen nach ausländischer Überprüfung inter-
nationaler Verträge auf ihrem eigenen Terri-
torium gezeigt. Es ist jedoch nicht sicher, ob 
diese abweisende Haltung auch bei den un-
gleichen Beziehungen mit einem kleinen 
Nachbarstaat zu verzeichnen wäre. Schweden 
hat immer Verträge gemieden, die Garantien 
anderer Staaten einschlossen. Dies war ein 
wesentlicher Grund für die schwedische Ab-
lehnung von Angeboten Nazi-Deutschlands, 
einen Nichtangriffspakt abzuschließen. In der 
Realpolitik von heute wäre nur die kleinste 
atomwaffenfreie Zone realisierbar: bestehend 
aus Finnland und Schweden, die bereits atom- 
waffenfrei und an einen Vertrag rechtswirk-
sam gebunden sind, indem sie 1968 dem Nicht-
verbreitungs-Vertrag beitraten.

Eine Vier-Staaten-Zone wäre unvereinbar mit 
den Verpflichtungen der NATO-Mitglieder in 
dieser Zone. Was die Weltmächte angeht, 
scheint es vollkommen unrealistisch, mit be-



deutsamen Beschränkungen auf deren eige-
nem Territorium oder auf offener See und im 
Luftraum zu rechnen. Selbst wenn eine be-
stimmte atomwaffenfreie Zone geschaffen 
würde, so wird es immer sowjetische Atom-
waffen in den angrenzenden Gebieten und in 
den Gewässern geben, die die nordischen 
Staaten von Osteuropa trennen. Und selbst, 

wenn amerikanische Atomraketen sogar in 
Kriegszeiten nicht nach Dänemark und Nor-
wegen verlegt werden dürften, so stünden sie 
doch wahrscheinlich in der Bundesrepublik 
weiterhin bereit. Darüber hinaus sind sie im-
mer auf See und im'Luftraum in unmittelbarer 
Nachbarschaft der nordischen Staaten ein-
setzbar.



Helmut Hubel

Die eigenwilligen Nordeuropäer: 
Dänemark und Norwegen

In Zentraleuropa wird bisweilen vergessen, 
daß der eigene Kontinent nicht nur in geogra-
phischer Hinsicht mehr umfaßt als die Länder 
an der Demarkationslinie zwischen Ost und 
West. Dies ist nicht weiter verwunderlich, 
denn meist handeln die politischen Schlagzei-
len von den eigenen Problemen oder aber von 
den weltpolitischen Krisenherden. Dabei fühlt 
man sich in Stockholm, Oslo oder Helsinki 
ebenso als Europäer wie etwa in Paris, Athen 
oder auch in Budapest — nur eben meist in ei-
nem weiteren Sinn als im Rahmen der Euro-
päischen Gemeinschaft.
Mehrere Ursachen scheinen der Grund dafür 

zu sein, daß die Völker und Staaten des euro-
päischen Nordens eine gewisse Außenseiter-
rolle auf dem „alten Kontinent" einnehmen. 
Dieser Beitrag sucht wesentliche Faktoren da-
für am Beispiel der beiden skandinavischen 
Staaten Dänemark und Norwegen zu benen-
nen und an den aktuellen, für die achtziger 
Jahre absehbaren Entwicklungen darzustel-
len. Dabei wird vor allem deutlich werden, daß 
eines dieser Länder, das NATO-Partnerland 
und Nicht-EG-Mitglied Norwegen, in den 
kommenden Jahren für die Fragen europäi-
scher Sicherheit auf wirtschaftlichem Gebiet 
eine zunehmende Bedeutung gewinnen wird.

I. Faktoren der Sonderrolle

Unter den die politische Kultur der Länder 
Nordeuropas besonders prägenden Faktoren 
sticht zunächst die von den weltpolitischen 
Zentren und Spannungsherden relativ ent-
fernte geographische Lage ins Auge. Dazu 
kommt eine beträchtliche räumliche Ausdeh-
nung Norwegens, Schwedens und Finnlands, 
die aufgrund der geringen Bevölkerungszahl 
zu einer meist dünnen Besiedlung mit relativ 
wenigen städtischen Ballungszentren führt.
Auch die Tatsache, daß es sich bei allen nordi-
schen Staaten um — an internationalen Maß-
stäben gemessen — kleine Länder handelt, er-
scheint bemerkenswert. Häufig ist hier ein 
scheinbares Paradoxon festzustellen: je klei-
ner demokratische Länder sind, desto mehr 
Parteien und gesellschaftliche Gruppierungen 
beteiligen sich aktiv am politischen Willens-
bildungsprozeß. Nicht selten rühren daher die 
starke Konzentration auf eigene Probleme, 
langdauernde politische Entscheidungspro-
zesse und mitunter schwache Regierungen.
Als besonders hervorstechendes Merkmal der 
nordischen Demokratien wird bis heute der 
hohe, im Weltmaßstab nahezu einzigartige 
Primat sozialstaatlicher Fürsorge angesehen, 
was allerdings eine entsprechend hohe Steu-

erbelastung der Bürger zur Folge hat. Dieses 
ausgeklügelte System sozialer Sicherheit und 
Betreuung — Kritiker sprechen gar von Be-
vormundung — resultiert vor allem aus dem 
von außen kaum gestörten, seit der industriel-
len Revolution auf evolutionärem Wege her-
ausgebildeten demokratischen System, in dem 
die Gewerkschaften und die reformistischen 
Arbeiterparteien jahrzehntelang eine prä-
gende Rolle eingenommen haben. Dennoch ist 
in fast allen nordischen Staaten seit einigen 
Jahren ein starker konservativer Trend unver-
kennbar, der etwa an der Regierungsüber-
nahme durch bürgerliche Parteien in Schwe-
den und Norwegen oder am Erstarken der Ko- 
koomus-(Nationalen Sammlungs-)Partei in 
Finnland nachzuweisen ist.

Daß es sich bei diesen Staaten um kleine Län-
der handelt, hat schließlich auch außenpoliti-
sche Implikationen. Der traditionell einfluß-
reichste unter ihnen, Schweden, hat sich seit 
Ende der Napoleonischen Kriege aus allen 
späteren internationalen Konflikten heraus-
halten können und hat damit auch in den 
Nachbarstaaten zu einer starken Verankerung 
der Zielvorstellung von Neutralität beigetra-
gen. In dieser Hinsicht bedeutete für Däne- 



mark und Norwegen die Besetzung während 
des Zweiten Weltkriegs einen besonderen 
Schock mit — wie noch zu zeigen sein wird — 
erheblichen Nachwirkungen. Neutralität birgt 
gerade für kleine Staaten eine besondere At-
traktivität in sich, da sich diese Konzeption 
und ein entsprechendes Verhalten häufig als 
das einzige Mittel erwiesen haben, um der Ri-
valität fremder Großmächte oder der Domi-
nanz einer Macht so gut wie möglich auszu-
weichen.
Seit dem Aufbrechen des Ost-West-Konflikts 
hat sich diese im europäischen Norden beson-

ders stark verankerte Tradition zwar abge-
schwächt, doch ist sie nicht nur in Schweden 
und Finnland, sondern auch in der Bevölke-
rung und in einigen Parteien Dänemarks und 
Norwegens bis heute politisch wirksam. Zu-
mal in Phasen gespannter internationaler Be-
ziehungen wächst in all diesen Ländern die 
Neigung, die negativen Konsequenzen dieser 
Entwicklung — für die sie ohnehin nicht ver-
antwortlich zu machen sind — abzuschwä-
chen, sich selbst im „Windschatten" zu halten 
und sich als Vermittler zwischen den streiten-
den „Großen" zu profilieren.

II. Die Tradition der Eigenständigkeit

1 . Sonderrolle im Bereich der militärischen 
Sicherheit

Die Besetzung durch die Truppen Hitler- 
Deutschlands im April 1940 hatte den Dänen 
und Norwegern die Vergeblichkeit ihrer Hoff-
nung vor Augen geführt, wie ihr Nachbar 
Schweden vom Zweiten Weltkrieg verschont 
zu bleiben. Aber auch nach Kriegsende be-
mühten sich die politisch Verantwortlichen in 
Kopenhagen und Oslo um eine Wiederauf-
nahme der Neutralitätspolitik und setzten 
trotz der sichtbar gewordenen Spannungen 
zwischen den bisherigen Alliierten große 
Hoffnungen auf eine neue Weltordnung im 
Rahmen der soeben gegründeten Vereinten 
Nationen. Auf die Verschärfung des Ost- 
West-Gegensatzes seit 1947 sowie insbeson-
dere auf den Umsturz in der ÖSSR und den fin-
nisch-sowjetischen Freundschafts- und Bei-
standsvertrag vom Frühjahr 1948 reagierte zu-
nächst Schweden, das seinen skandinavischen 
Nachbarn die Bildung einer gemeinsamen 
Verteidigungsallianz vorschlug.

Die verhältnismäßig weit vorangeschrittenen 
Verhandlungen gerieten jedoch ins Stocken, 
als die Unvereinbarkeit der Positionen Schwe-
dens und Norwegens deutlich geworden war. 
So strebte man in Stockholm eine Erweiterung 
der eigenen Politik strikter Allianzfreiheit an, 
während die norwegische Regierung zumin-
dest bestimmte Verbindungen zu den angel-
sächsischen Staaten — vor allem zu Großbri-
tannien, das damals von der Norwegens Ar-
beiterpartei nahestehenden Labour Party re-
giert wurde — aufrechterhalten wollte. Auch 
war man in Oslo bestrebt, die von den USA in 

Aussicht gestellte Militärhilfe zu günstigen 
Bedingungen zu erhalten. Schließlich gab es 
auch gewisse Befürchtungen vor einer aus 
dem gemeinsamen Projekt resultierenden 
schwedischen Dominanz.
Die norwegische Regierung beschloß deshalb, 
sich der neu formierten nordatlantischen 
Allianz zwischen den Vereinigten Staaten und 
ihren europäischen Partnern anzuschließen; 
sie unterzeichnete im April 1949 den Grün-
dungsvertrag der NATO.
Nach einigem Zögern folgte die dänische Re-
gierung, die sich lange Zeit um eine Vermitt-
lung zwischen den beiden anderen Regierun-
gen bemüht hatte. Zu der Entscheidung in Ko-
penhagen zugunsten der NATO hatte insbe-
sondere beigetragen, daß Schweden selbst im 
Falle der Schaffung einer skandinavischen Al-
lianz nicht bereit gewesen wäre, Dänemarks 
exponierte Gebiete — insbesondere Grönland 
— in eine Schutzgarantie einzubeziehen. Au-
ßerdem versprach die nordatlantische Allianz 
eine dauerhafte Lösung für Dänemarks seit 
Mitte des vergangenen Jahrhunderts größtes 
Sicherheitsproblem, den Schutz vor dem gro-
ßen Nachbarn Deutschland.
Der Beitritt zur NATO war für Dänemark und 
Norwegen damals nur die drittbeste Lösung, 
nachdem eine Fortsetzung der Neutralitätspo-
litik und eine skandinavische Allianz mit ei-
ner bestimmten Orientierung nicht zu ver-
wirklichen gewesen waren1)•
1)

 Beide Länder 
 Zu Intentionen und Hintergründen der skandina-

vischen Allianzbemühungen vgl. die Studie der 
Norwegerin Barbara Haskel, The Scandinavian Op-
tion. Opportunity and Opportunity Costs in Postwar 
Scandinavian Foreign Politics, Oslo 1976.



suchten aber weiterhin ihre neuen Allianzver- 
pflichtungen mit ihrer besonderen geographi-
schen Lage in Einklang zu bringen — Norwe-
gen mit seiner (kurzen) gemeinsamen Grenze 
zur Sowjetunion, Dänemark an den militär-
strategisch wichtigen Ausgängen der Ostsee 
— und die Außenpolitik ihrer nordischen 
Nachbarn Schweden und Finnland zu berück-
sichtigen. Vor allem erschien die Sicherheit 
Finnlands gefährdet, da die UdSSR (bis 1956) 
auf dessen Territorium einen Flottenstütz-
punkt unterhielt und sich zudem für den Fall 
eines militärischen Konfliktes in der Region 
einige „Beistandsrechte" vertraglich gesichert 
hatte.
Mit Duldung ihrer NATO-Partner erklärten so 
die Regierungen und Parlamente Dänemarks 
und Norwegens, daß „fremde Truppen" auf ih-
rem Territorium solange nicht stationiert wer-
den sollen, wie sie selbst nicht bedroht oder 
angegriffen würden. Dieser Vorbehalt, der 
auch eine Reihe von Einschränkungen für alli-
ierte Mannöver in Grenzgebieten einschloß, 
wurde 1957 erweitert, als die westliche Allianz 
die Stationierung nuklearer Sprengköpfe und 
Trägerwaffen in westeuropäischen Ländern 
beschloß. Auch hier setzten die Skandinavier 
durch, daß „in Friedenszeiten" nukleare Waf-
fen auf ihrem Territorium nicht gelagert wür-
den. Eine Stationierung dieser Waffen wurde 
jedoch als mögliches Druckmittel im Fall einer 
fremden Bedrohung nicht grundsätzlich aus-
geschlossen.
Da Finnland bereits im Friedensvertrag von 
1947 auf Bau und Stationierung dieser Waffen 
verzichtet hatte und Schweden sich nach einer 
intensiven Debatte Mitte der sechziger Jahre 
zu einem einseitigen Verzicht auf die (tech-
nisch wohl mögliche) Herstellung von Atom-
waffen entschlossen hatte, blieb das fenno- 
skandische Territorium faktisch von Kernwaf-
fen frei2). Dies betrifft allerdings nicht die um-
liegenden Seegebiete, wie der schwedisch-so-
wjetische U-Boot-Zwischenfall („Whisky on 
the rocks") im Spätherbst 1981 drastisch vor 
Augen geführt hat.
Auch im November/Dezember 1979, als die 
NATO den „Doppelbeschluß" faßte, der für den 
Fall eines Scheiterns von Verhandlungen über 
den Abbau bestehender Mittelstrecken-Rake-

2) Als Überblick über die Sicherheitspolitik der nor-
dischen Staaten mit Hinweisen auf weiterführende 
Literatur: Helmut Hubel, Rüstungskontrollpolitik 
im Ostseeraum. Zur Steuerung der nordeuropäi- 
shen Sicherheitsbeziehungen innerhalb des Ost- 
West-Konflikts (1944—1978), Frankfurt/M., Bern, Ci- 
rencester/U.K. 1980. 

ten in Europa die Einführung amerikanischer 
Systeme in einigen westeuropäischen Län-
dern vorsieht, hielten die Skandinavier mit Er-
folg an ihrer Sonderrolle fest. Selbst im Falle 
einer Durchführung des Stationierungsbe-
schlusses würde dänisches und norwegisches 
Territorium nicht betroffen sein.

2. Vorbehalte gegenüber der westeuropäi-
schen Integration

Das Bestreben der Nordeuropäer, eigene 
Wege zu gehen, wird nicht nur im Bereich mi-
litärischer Sicherheit, sondern auch in ihrer 
Wirtschaftspolitik sichtbar. In den fünfziger 
Jahren waren Ansätze zu einer nordeuropäi-
schen Kooperation und in den sechziger Jah-
ren gar Ansätze zu einer Integration im Rah-
men der Nordischen Wirtschaftskooperation 
(NORDEK) an ökonomischen und übergeord-
neten politischen Hindernissen, wie etwa an 
dem Problem der Vereinbarkeit von NORDEK 
mit der besonderen Neutralitätspolitik Finn-
lands, gescheitert.

In Norwegen war bereits im Jahre 1962 wegen 
des ersten Beitrittsgesuchs der Regierung zur 
EG eine heftige, außerordentlich emotional 
geführte Debatte entbrannt, bei der sich die 
oppositionellen Kräfte vor allem aus sozialisti-
schen Gruppierungen und der Bauernschaft 
rekrutierten. Nach drei Anläufen verhandelte 
die Regierung seit September 1970 mit der EG 
schließlich konkret über die Bedingungen für 
einen norwegischen Beitritt. Die schwierigen 
Verhandlungen (insbesondere wegen der Fi-
schereiprobleme) führten zu einem beiderseits 
befriedigenden Ergebnis, so daß die norwegi-
sche Regierung im Januar 1972 die Doku-
mente über den Beitritt unterzeichnete. Je-
doch stand zu diesem Zeitpunkt bereits außer 
Frage, daß die Ratifizierung im Storting erst 
nach einem Referendum der Bevölkerung er-
folgen würde.

Die Volksabstimmung über den Beitritt Nor-
wegens zur EG am 24.725. September dessel-
ben Jahres ergab, daß 53,5 Prozent die EG-Mit-
gliedschaft ablehnten. Obwohl dieses Ergeb-
nis für den Gesetzgeber nicht bindend war, 
fühlten sich dennoch so viele Abgeordnete 
diesem Votum verpflichtet, daß die von der 
Verfassung vorgeschriebene Zwei-Drittel- 
Mehrheit nicht mehr erreicht werden konnte. 
Der heftig umstrittene Beitritt, an dem bereits 
1971 eine bürgerliche Koalitionsregierung zer-
brochen war, die einem Minderheitskabinett 
der Arbeiterpartei hatte weichen müssen, 



wurde daher nicht vollzogen. Norwegen 
schloß später lediglich, ähnlich wie Finnland 
und Schweden, ein Freihandelsabkommen mit 
der Europäischen Gemeinschaft.

So hatten sich in einem Streit, der das ganze 
Land monatelang in Atem gehalten hatte, die 
wesentlich besser organisierten Gegner des 
Beitritts durchgesetzt. Sie hatten in ihrer 
Kampagne nicht nur an eine damals offen-
sichtlich weit verbreitete Furcht vor dem Ver-
lust nationaler Souveränität und an Ressenti-
ments gegenüber fremden, anonymen Mäch-
ten appelliert, sondern waren auch mit ihrer 
ideologisch geprägten Abneigung gegenüber 
einer vom „Süden" beherrschten „kapitalisti-
schen Großmacht"3) auf Resonanz gestoßen. 
Demgegenüber drangen die Befürworter mit 
ihren wirtschaftlichen Argumenten und ihren 
pro-europäischen Vorstellungen nicht durch.

4) Einen Überblick über Haltung und Politik aller 
nordischen Staaten gegenüber den europäischen In-
tegrationsbestrebungen bietet die Studie des in Ka-
nada lebenden, gebürtigen Esten Toivo Miljan, The
Reluctant Europeans. The Attitudes of the Nordic 
Countries towards European Integration, London 
1973.
5) Diesen für die Betroffenen wenig schmeichelhaf-
ten Begriff hat in Anlehnung an das viel strapazier-
te, aber von wenig Sachkenntnis zeugende Schlag-
wort von der „Finnlandisierung" der militärpoliti-
sche Kommentator der FAZ, Adelbert Weinstein, 
geprägt (FAZ. 22. 8. 1980).

In Dänemark ließen sich dagegen nicht von 
der Hand zu weisende, geradezu dringende 
wirtschaftliche Beweggründe für einen EG- 

Beitritt ins Feld führen. Das Land war in den 
fünfziger Jahren der EFTA nur beigetreten, 
um eine ökonomische Isolation zu vermeiden. 
Nachdem schließlich der jahrelange Wider-
stand gegen eine EG-Mitgliedschaft Großbri-
tanniens beseitigt worden war, schloß sich die 
Regierung in Kopenhagen dem britischen 
Vorgehen an.
Die Regierung konnte starke Vorbehalte in 
der dänischen Öffentlichkeit allerdings nur 
dadurch entkräften, daß sie auf die rein wirt-
schaftlichen Vorteile dieser Mitgliedschaft ab-
hob. Die Politiker in Kopenhagen verfolgen 
dabei bis heute keineswegs weiterreichende 
politische Anliegen, wie etwa die Schaffung ei-
ner supranationalen Europäischen Union. Sie 
erwarten neben wirtschaftlichen Vorteilen 
eher eine gestärkte eigene Position, da Däne-
mark — zumal nach Norwegens Rückzug — 
als einziges nordisches EG-Mitglied zukünftig 
als „Brücke" zwischen der Gemeinschaft in 
Brüssel und den Staaten des europäischen 
Nordens fungieren könnte4).

III. Aktuelle Probleme und Zukunftsaussichten

1. Die Auseinandersetzungen um den Ver-
teidigungsbeitrag Dänemarks und der be-
absichtigte Austritt Grönlands aus der 
EG

Zwei Ereignisse in den vergangen Monaten 
haben gezeigt, daß Dänemark auch in Zukunft 
für NATO und EG kein einfacher Partner sein 
wird.
Im militärischen Bereich hat zu Anfang der 
achtziger Jahre vor allem das Schlagwort von 
der „Dänemarkisierung“5) zur Kritik an dem 
beklagten Nachlassen der „Verteidigungsbe-
reitschaft" Dänemarks und anderer, vor allem 
kleiner NATO-Partner Verbreitung gefunden. 
Insbesondere in den USA hatte sich Unmut 
breit gemacht, nachdem die Allianz 1977 in 
Washington verabredet hatte, die militäri-
schen Ausgaben jährlich um real drei Prozent 
zu steigern.
In Dänemark entspann sich daraufhin in der 
Öffentlichkeit und zwischen den Parteien eine 
rege Debatte über den Umfang des zukünfti-

3 Vgl. das Buch des prominenten norwegischen 
Friedensforschers Johan Galtung, Kapitalistische 
Großmacht Europa, Reinbek 1973. 

gen Wehrhaushalts. Von der Regierung in Ko-
penhagen wurde diese Diskussion durch die 
Veröffentlichung von zwei Briefen angeheizt, 
in denen sich der amerikanische Verteidi-
gungsminister im Frühjahr 1980 bei seinem 
Amtskollegen über die seines Erachtens zu 
geringen dänischen Leistungen beklagte und 
die Schwierigkeiten hervorhob, die eigene Be-
völkerung und den Kongreß von der Notwen-
digkeit amerikanischer Hilfeleistung für seine 
Verbündeten — zumal in Krisenzeiten — zu 
überzeugen.
In Anbetracht der großen wirtschaftlichen 
Probleme konzentrierte sich Dänemarks in-
terne Debatte vor allem auf die Frage, „mit wie 



wenig man bei den Verbündeten davonkom-
men" könne6). Die Politiker rechtfertigten die 
eigene Verteidigungspolitik und die im Ver-
gleich zu den meisten Verbündeten tatsäch-
lich geringen Eigenleistungen mit den Argu-
menten, daß das kleine Land am Ausgang der 
Ostsee den Alliierten besonders viel nutze, 
daß Dänemark eine besonders umf

7

angreiche 
Hilfe für die Dritte Welt leiste, die das von den 
Vereinten Nationen gesteckte Ziel von 
0,  Prozent des Bruttosozialprodukts bereits 
übertreffe, und daß schließlich der dänische 
Verteidigungshaushalt eine automatische Si-
cherung gegen die Auswirkungen der Infla-
tion enthalte.

6) So treffend der dänische Politikwissenschaftler 
Nikolaj Petersen in einem Vortrag zur Sicherheits-
politik seines Landes in der Akademie Sankelmark 
(Juni 1982).
7) Der Haushaltsentwurf für 1983 sieht beispiels-
weise ein Rekorddefizit von 73,3 Milliarden Kronen 
vor, was 14 Prozent des dänischen Bruttosozialpro-
dukts ausmacht (FAZ, 17. 8. 1982).

Der von den führenden Parteien im Rahmen 
einer Verteidigungsplanung bis 1984 erzielte 
Kompromiß vom August 1981 sieht für das 
Jahr 1982 zumindest eine reale Erhöhung der 
Verteidigungsausgaben um ein Prozent vor. 
Der Anlaß für die Kritik der Alliierten ist da-
mit keineswegs beseitigt, aber Dänemarks Re-
gierung konnte immerhin darauf verweisen, 
daß erstmals seit den fünfziger Jahren wieder 
ein realer Zuwachs der Ausgaben für militäri-
sche Zwecke durchgesetzt wurde — trotz der 
seit 1977 besonders schlimmen Folgen der in-
ternationalen Wirtschaftskrise für Dänemark 
und der wachsenden internen Sorgen7).
Auch mit der Europäischen Gemeinschaft ha-
ben sich neue Probleme ergeben, seitdem die 
Regierung in Kopenhagen bei der EG den An-
trag gestellt hat, ein Ausscheiden Grönlands 
aus der Gemeinschaft zu ermöglichen und der 
Insel im Rahmen eines Assoziierungsvertrags 
einen Sonderstatus einzuräumen. Dieser 
Schritt war notwendig geworden, nachdem 
Dänemark seinem weit entfernten, von etwa 
50 000 Einwohnern bewohnten Landesteil im 
Mai 1979 eine weitgehende Selbstverwaltung 
zuerkannt hatte. Daraufhin hatte eine Volks-
befragung am 23. Februar 1982 zu dem Ergeb-
nis geführt, daß 52 Prozent der an der Abstim-
mung beteiligten Grönländer ein Ausscheiden 
aus der EG wünschten. Ihnen ging es vor allem 
um größere Entscheidungsfreiheit in Fragen 
der Fischereipolitik, der Existenzgrundlage 
für die Bewohner der größten Insel der Erde. 
Die EG steht damit vor dem heiklen Problem, 
daß im Fall ihrer Zustimmung ein möglicher-

weise kostspieliger Präzedenzfall geschaffen 
würde, auf den sich später auch andere ebenso 
autonome Landesteile von Mitgliedstaaten 
der Gemeinschaft berufen könnten.

Aber auch Dänemark befindet sich zumindest 
gegenwärtig in einer prekären Lage, da es vom 
l.Juli bis 31. Dezember 1982 die Präsident-
schaft des EG-Rates übernommen hat. So müß-
te man in Kopenhagen den Grönländern den 
europäischen Standpunkt erläutern und ein 
Ausscheiden verhindern, während das Natio-
nalinteresse wohl die Verwirklichung des 
Austritts nahelegt.

2. Norwegen: Kontinuität in der Verteidi-
gungspolitik und wachsende Bedeutung 
für die Energieversorgung Westeuropas

Anders als sein südlicher skandinavischer 
Nachbar hat Norwegen mit keinen Leistungs-
bilanzproblemen zu kämpfen. In Oslo setzt 
man sich vielmehr mit den wirtschaftspoliti-
schen, sozialen und umweltpolitischen Konse-
quenzen auseinander, welche die seit dem 
Jahre 1971 vorangetriebene Förderung von 
Erdöl und Erdgas aus der Nordsee verursacht 
hat und die bei einer Ausweitung der Nut-
zungsgebiete nach Norden in Zukunft zu er-
warten sind. Die mit dem rapiden Ansteigen 
der Energiepreise in den siebziger Jahren ein-
hergehende wachsende Rentabilität dieser 
Vorkommen hat Norwegen nicht nur zum 
Selbstversorger, sondern auch zum Energie- 
Exporteur gemacht.
Das Land konnte sich dadurch auch die Mittel 
verschaffen, um verhältnismäßig leicht die ge-
wachsenen militärischen Anforderungen er-
füllen zu können. Dies ist um so wichtiger, da 
das nördlichste Land der NATO in den siebzi-
ger Jahren angesichts der sowjetischen Flot-
tenpolitik und der sich mit sowjetischen Inter-
essen teilweise überschneidenden eigenen 
Absichten zur Nutzung des nördlichen Konti-
nentalschelfs sowie der Fischereizone erheb-
lich an sicherheitspolitischer Bedeutung ge-
wonnen hat.
Die norwegische Regierung traf außerdem 
eine allianzpolitisch bedeutsame Entschei-
dung, als sie im Januar 1981 nach mehrjähri-
gen Verhandlungen mit den USA ein Abkom-
men über die Vorratslagerung von schwerem 
Kriegsgerät schloß, um im Falle eines Kon-
flikts die rasche Verstärkung durch alliierte 
Truppen zu gewährleisten. Trotz einer lebhaf-
ten öffentlichen Diskussion und gegen den 
verhältnismäßig starken Widerstand inner-



halb der eigenen Partei, hatte sich die Führung 
der bis Herbst 1981 regierenden Arbeiterpar-
tei in dieser Frage durchgesetzt. Die nach den 
Parlamentswahlen vom 13./14. September 
1981 gebildete konservative Regierung hat 
dieses Abkommen wie die atlantische Zusam-
menarbeit generell uneingeschränkt bekräf-
tigt.
Die neue Regierung übernahm auch die noch 
von ihrer Vorgängerin getroffene Entschei-
dung, die neuen Waffendepots nicht in der 
Nähe der Grenze zur Sowjetunion anzulegen, 
sondern vielmehr ca. 1 000 km weiter südlich 
in Mittelnorwegen. Neben einigen militäri-
schen Erwägungen, etwa der Schutzmöglich-
keiten im Falle eines Konfliktes, sprachen für 
diesen Entschluß insbesondere übergeordnete 
politische Erwägungen. So sollte die traditio-
nelle Orientierung der norwegischen Politik 
bekräftigt werden, die neben ihren Allianzver-
pflichtungen auch die besondere Stellung ih-
rer neutralen Nachbarn Finnland und Schwe-
den sowie die Nähe zu militärisch sensitiven, 
unweit der Grenze gelegenen sowjetischen 
Militäreinrichtungen in Betracht zu ziehen 
suchte.
Das „prepositioning-Abkommen" mit den Ver-
einigten Staaten bekräftigt so den mehr als 
dreißigjährigen Kurs, der in Friedenszeiten zu 
einem Zustand möglichst geringer Spannun-
gen beizutragen sucht, der sich für den Fall ei-
nes drohenden Konfliktes jedoch militärische 
Eskalationsmöglichkeiten vorbehält und Nor-
wegens Regierung dadurch gegebenenfalls 
auch ein politisches Instrument an die Hand 
gibt.
Die Energievorräte vor der Küste Norwegens 
haben, wie bereits angedeutet, in den achtzi-
ger Jahren eine Bedeutung erlangt, die über 
die rein wirtschaftliche Ebene weit hinausgeht 
und die mittlerweile zu einem nicht zu unter-
schätzenden Faktor der westeuropäischen Si-
cherheit geworden ist. Bereits Norwegens ge-
genwärtige Jahresproduktion von ca. 55 Mil-
lionen Tonnen Öläquivalenten entspricht 
zehn Prozent der Netto-Energieimporte 
Westeuropas. Bei einer (geplanten) Förde-
rungsmenge von 90 Mio. Tonnen würden die 
für den Export zur Verfügung stehenden 
80 Mio. Tonnen bereits 17 Prozent der derzei-
tigen Energieimporte der EG ausmachen8). 
Die norwegische Regierung hat sich in ihrem 

8) Diese Angaben stammen von dem norwegischen
Wissenschaftler und Journalisten Nils Morton Ud-
gaard, Nordeuropa und die Machtverschiebung in 
Europa, in: Europäische Rundschau (Wien) 1/1982 
(Winter), S. 79 ff.; hier S. 84.

im April 1981 beschlossenen langfristigen Pro-
gramm für eine Erforschung des nördlichen 
Festlandsockels ausgesprochen und beabsich-
tigt, bei weiterhin günstigen Indizien mit der 
Erschließung dieser Energiequellen zu begin-
nen.
Nicht nur für die nordischen Staaten, sondern 
auch für Westeuropa ergeben sich hierdurch 
wichtige Impulse zu einer verstärkten ener- 
gie- und wirtschaftspolitischen Zusammenar-
beit. Angesichts der gegenwärtig und auf ab-
sehbare Zeit weiter bestehenden Abhängig-
keit der EG-Staaten von Öllieferungen aus 
dem Nahen und Mittleren Osten kann die Be-
deutung dieser Vorräte in verhältnismäßig 
günstiger Entfernung nur betont werden. So 
würden im Falle einer denkbaren Wiederho-
lung der Situation der Jahre 1973/74, als der 
vierte arabisch-israelische Krieg einen zeit-
weisen Öllieferstopp nach sich zog, die norwe-
gischen Vorkommen für eine dann möglicher-
weise unabdingbare Notbewirtschaftung ei-
nen wichtigen, wenn auch bei weitem nicht 
ausreichenden Teil des gegenwärtigen Be-
darfs der EG-Staaten decken.
Auch norwegische Politiker haben ihr ver-
stärktes Interesse an einer engeren Zusam-
menarbeit mit den Staaten Westeuropas und 
der EG betont. So sprach etwa Norwegens 
Außenminister Svenn Stray in einem unlängst 
gehaltenen Vortrag davon, daß Europa für sein 
Land „wieder zu einem zentralen politischen 
Thema geworden" sei, und er verwies insbe-
sondere auf die außenpolitische Kooperation 
der EG-Staaten im Rahmen der Europäischen 
Politischen Zusammenarbeit (EPZ), die nach 
seiner Ansicht „in immer größerem Maß einen 
ausgleichenden Faktor im Verhältnis der Su-
permächte zueinander abgeben" könnte9). Mit 
der seit 1982 intensivierten Kooperation zwi-
schen Norwegen und der EPZ suche sein Land 
bei dieser neuen Entwicklung „ein Wörtchen 
mit(zu)reden". Außerdem bestünden seit 1981 
zur EG-Kommission regelmäßige Kontakte 
auf der Ebene der Außenminister10 ).
Damit ergeben sich für die zukünftigen Bezie-
hungen zwischen Norwegen und Westeuropa 
auf beiden Seiten interessante Ansätze zu ei-
ner verstärkten Kooperation, was eines Tages 
das Wort vom „eigenwilligen Nordeuropäer'' 
korrigieren könnte.
9) Vortrag von Außenminister Stray am 25. Juni 
1982 anläßlich der Jahrestagung des Bundesrates 
der Europäischen Bewegung in Kiel: „Der Norden in 
Europa. Die skandinavische Dimension in der Euro- 
papolitik" (masch. vervielf. Manuskript).
,10) Svenn Stray, Partner Norwegen, in: Europäische 
Zeitung (Bonn) Nr. 6, Juni 1982.



Wolfgang Hirn

Finnland nach Kekkonen - Kontinuität oder Wandel?

Am 26. Oktober 1981 erklärte sich der 81 jäh-
rige finnische Staatspräsident Urho Kekkonen 
aus gesundheitlichen Gründen nicht mehr zur 
Ausübung seiner Regierungsgeschäfte fähig. 
Mit diesem Rücktritt Kekkonens, der seit 1956 
an der Spitze Finnlands stand, endete in die-
sem skandinavischen Land eine politische 
Ära. Manche Beobachter verglichen das Finn-
land nach Kekkonen mit dem Jugoslawien

I. Einleitung

nach Tito oder dem Frankreich nach de Gaul-
le1)- Da und dort geisterte in Anspielung auf 
die französische Republiknumerierung auch 
das Wort von einer „dritten Republik"2) durch 
die Diskussion, um die Zäsur in der finnischen 
Politik beim Übergang von Kekkonen zu des-
sen Nachfolger Mauno Koivisto deutlich zu 
machen.

1) Vgl. Werner Adam, Interregnum in Finnland, 
Frankfurter Allgemeine Zeitung (FAZ) vom 21. Ok-
tober 1981.
2) Das Finnland in der Zeit nach dem Zweiten Welt- 
krieg wurde als „zweite Republik“ bezeichnet, um 
die Unterschiede zur Zeit zwischen der Selbständig-
seit 1919 und dem Krieg deutlich zu machen.
3)Vgl. FAZ vom 23. September und 12. Oktober

Unmittelbar nach Kekkonens Ankündigung, 
daß er sein Amt nicht mehr weiterführen kön-
ne, beschloß die finnische Regierung im Ja-
nuar 1982, Neuwahlen durchzuführen. Am 17. 
und 18. Januar sollten die erstmals 301 Wahl-
männer gewählt werden, die wiederum am 
26. Januar den Präsidenten zu wählen hatten.

1. Die Kandidatenaufstellung

Die Diadochenkämpfe in den Parteien um den 
Präsidentschaftskandidaten begannen schon 
vor der offiziellen Rücktrittsankündigung 
Kekkonens. Insbesondere in der Zentrumspar-
tei (Keskustapuolue) und der Kommunisti-
schen Partei (Suomen Kommunistinen Puo- 
lue/SKP) brachen heftige Auseinandersetzun-
gen um ihre Kandidaten aus3). Während der 
reformkommunistische Mehrheitsflügel der 
SKP einen eigenen Kandidaten nominieren 
wollte, hat sich der stalinistische Flügel für 
den Zentrumspolitiker und Chef der Zentral-
bank, Ahti Karjalainen, ausgesprochen. Karja-
lainen war jedoch innerhalb der Zentrumspar-
tei selbst nicht unumstritten. Er wurde zwar

II. Der Wahlkampf

von der Parteiführung und der Reichstagsfrak-
tion des Zentrums favorisiert, doch das Partei-
volk plädierte eher für den Reichstagspräsi-
denten Johannes Virolainen.
Kompliziert wurde dieser Streit in der Zen-
trumspartei durch eine einseitige Stellung-
nahme des Parteiorgans der Kommunisti-
schen Partei der Sowjetunion (KPdSU), „Pra- 
wda", unmittelbar vor dem entscheidenden 
Nominierungskongreß am 22. November 1981 
in Kuopio. Ohne Namen zu nennen, sprach 
sich die „Prawda“ eindeutig für Karjalainen 
aus, während Virolainen seine Rolle als Au-
ßenminister in der sogenannten „Nachtfrost- 
Regierung"4) angekreidet wurde. Die Einmi-
schung Moskaus hat sich jedoch als kontrapro-
duktiv erwiesen. Auf dem Kongreß sprachen 
sich 2666 Delegierte für Virolainen und nur 
1365 für Karjalainen aus.
Nachdem kurze Zeit später die Christliche 
Union Finnlands Rauno Westerholm als ihren 
Kandidaten nominiert hatte, standen acht Be-
werber zur Wahl: der Regierungschef und als 
Interims-Staatspräsident fungierende Mauno 
Koivisto von der Sozialdemokratischen Partei 
(Suomen Sosialidemokraattinen Puolue/SDP), 
Harri Holkeri für die konservative Nationale

4) Im Herbst 1958 kam es zu einer ernsten Krise 
zwischen Finnland und der Sowjetunion, weil Mos-
kau die Regierung unter dem Sozialdemokraten Fa- 
gerholm verdächtigte, vom bisherigen Kurs Finn-
lands abzuweichen. Ende 1958 trat dann diese sog. 
Nachtfrost-Regierung zurück.



Sammlungspartei (Kansallinnen Kokoomus/ 
KOK), Jan-Magnus Jansson von der Schwedi-
schen Volkspartei (Ruotsachinenkansanpuo- 
lue/RKP), die einzige Frau, Helvi Sipilä, von 
der Liberalen Volkspartei (Liveralinen Kan- 
sanpuolue/LKP), Rauno Westerholm von der 
Christlichen Union (Suomen Kristillinen Lit- 
to/SKL), Veikko Vennamo von der Finnischen 
Landschaftspartei (Suomen Maaseudun Puo- 
lue) und Kalevi Kivistö von der Demokrati-
schen Union des Finnischen Volkes (Suomen- 
kansan Demokrattinen Litto/SKDL), dem 
Dachverband der Kommunisten und Linksso-
zialisten. Damit waren alle relevanten Par-
teien im finnischen Parteiensystem mit einem 
eigenen Präsidentschaftskandidaten vertre-
ten.

2. Der Wahlkampf

Obwohl für die rund 3,9 Millionen finnischen 
Wähler damit seit 1965 erstmals wieder eine 
„echte“ Wahl zwischen mehreren Bewerbern 
geboten wurde, war der Wahlkampf eher als 
flau zu bezeichnen5). Es fehlten die kontrover-
sen Themen. Außenpolitisch bekannten sich 
alle acht Bewerber mehr oder weniger eindeu-
tig zur sogenannten Paasikivi-Kekkonen-Li- 
nie. In der Innenpolitik warnten die bürgerli-
chen Parteien — hauptsächlich Zentrumspar-
tei und Konservative — vor einem Mitterand- 
Effekt, der durch eine mögliche Wahl des sozi-
aldemokratischen Kandidaten Koivisto eintre-
ten könnte. Die beiden großen bürgerlichen 
Parteien wollten Koivisto mit einem sozialisti-
schen Image versehen. Koivisto versuchte 
diese Angriffe abzuwehren, indem er einen be-
wußt zurückhaltenden und unideologischen 
Wahlkampf führte. Er präsentierte sich den 
Wählern als ein — so einer seiner Wahlslo-
gans — „Mann des Volkes", und dem Volk 
schien dieser Habitus Koivistos zu imponie-
ren. In der letzten Meinungsumfrage des Gal-
lup-Instituts vor der Elektorenwahl sprachen 
sich 56 Prozent für Koivisto aus und nur je-
weils elf Prozent für den Zentrumspolitiker 
Virolainen und den Konservativen Holkeri. 
Doch machte diese letzte Umfrage auch 
gleichzeitig deutlich, daß zwischen der Kandi-
datenpräferenz und der Parteipräferenz eine 
deutliche Lücke klaffte. So waren nur 37 Pro-
zent der Befragten bereit, ihre Stimmen einem 
sozialdemokratischen Elektor zu geben. Koi-
visto war also weitaus populärer als die Partei, 
der er angehörte. Umgekehrt lagen die Voten 
für Virolainen und Holkeri deutlich unter de-

5) Vgl. Neue Zürcher Zeitung (NZZ) vom 18. Januar
1982.

nen für die Elektoren ihrer Parteien. 17 Pro-
zent der Befragten wollten Elektoren der Kon-
servativen wählen, nur 16 Prozent die der Zen-
trumspartei.
Ein Vergleich zur Meinungsumfrage vor 
Weihnachten zeigt, daß Koivisto, den damals 
54 Prozent als Präsidenten sehen wollten, 
seine Popularität steigern konnte. Gleichzeitig 
hatte jedoch die Neigung, einen sozialdemo-
kratischen Elektor zu wählen, abgenommen. 
Je näher also der Wahltermin rückte, desto 
eher besannen sich die Wähler auf ihre Par-
teipräferenzen. So rechnete keiner der Beob-
achter damit, daß Koivisto die zur absoluten 
Mehrheit erforderlichen 151 sozialdemokrati-
schen Elektoren erhalten würde.

3. Die Wahl

Die Wahl der 301 Elektoren am 17. und 18. Ja-
nuar 1982 brachte entgegen aller Erwartungen 
einen überragenden Erfolg für Mauno Koivis-
to und die Sozialdemokraten, die 145 Wahl-
männer bzw. 43,3 Prozent der Stimmen erran-
gen.

Angesichts dieses Ergebnisses war die Wahl 
Koivistos im ersten Wahlgang nur eine Form-
sache. Der einzige Elektor der Landschaftspar-
tei, Veikko Vennamo, hatte schon vorher er-
klärt, daß er für Koivisto stimmen werde. Die 
Kommunisten dokumentierten wieder einmal 
ihre Gespaltenheit, indem die 21 den Mehr-
heitskommunisten zuzurechnenden Elektoren 
Koivisto ihre Stimme geben wollten, während 
sich die elf stalinistischen Minderheitskom-
munisten für den Volksdemokraten Kivistö 
entschieden. Am 26. Januar wurde dann Koi-
visto mit den Stimmen der 145 sozialdemokra-
tischen Elektoren, der 21 Mehrheitskommuni-
sten und Vennamos im ersten Wahlgang zum 
neunten finnischen Staatspräsidenten ge-
wählt. Zum erstenmal stand damit ein Sozial-
demokrat an der Spitze des finnischen Staa-
tes.



III. Kontinuität in der Außenpolitik

Bei seiner Amtseinführung am 27. Januar 1982 
hat Koivisto — wie schon im Wahlkampf zu-
vor — erneut unterstrichen, den außenpoliti-
schen Kurs seiner beiden Vorgänger Paasikivi 
und Kekkonen „uneingeschränkt weiterzuver-
folgen"6). Seine wichtigste Aufgabe sei es, für 
eine ständige Stärkung des gutnachbarlichen 
Verhältnisses zwischen Finnland und der So-
wjetunion auf der Basis des bilateralen Bei-
standspaktes zu wirken7). An zweiter Stelle 
seiner außenpolitischen Prioritätenliste 
nannte Koivisto das Bemühen um die Weiter-
entwicklung der Zusammenarbeit mit den an-
deren nordischen Staaten. Die ersten Aus-
landsreisen Koivistos unterstrichen diese un-
veränderte Akzentuierung finnischer Außen-
politik. Seine erste Auslandsreise führte 

11Koivisto vom 9. bis . März nach Moskau. 
Diese Reise wurde als „Arbeitsbesuch" dekla-
riert, während ihn der erste offizielle Staatsbe-
such vom 27. bis 29. April traditionell ins skan-
dinavische Nachbarland Schweden führte.

11) Zitiert nach: Die Welt vom 13. März 1982.
12) Wortlaut der Rede in: ulkopolitiikka 2/1982,
S. 64.

Die Einstellung Moskaus zu Koivisto war 
lange Zeit indifferent. Obwohl Koivisto seit 
1979 Ministerpräsident war, wurde er nie offi-
ziell in die Sowjetunion eingeladen. Erst un-
mittelbar vor der Elektorenwahl nahm der so-
wjetische Staats- und Parteichef Breschnew in 
Beantwortung einer Glückwunschbotschaft zu 
seinem 75. Geburtstag zur Person Koivisto 
Stellung. Breschnew attestierte darin Koivisto 
„mit einem Gefühl der Befriedigung", daß die-
ser sich eingesetzt habe für Finnlands Bestre-
ben und Bereitschaft, aktiv zu der Fortführung 
der auf dem Zusammenarbeits- und Beistands-
vertrag von 1948 basierenden Beziehungen 
beizutragen8).
Beim Antrittsbesuch Koivistos in Moskau wa-
ren offensichtlich beide Seiten bemüht, die 
Kontinuität in den finnisch-sowjetischen Be-
ziehungen zu unterstreichen. Breschnew lobte 
Finnland als „guten und loyalen Partner"9) und 
bezeichnete den Besuch Koivistos als Fortset-
zung der nützlichen und fruchtbaren Tradition 
der bilateralen Beziehungen durch persönli-
che Kontakte der Führer beider Staaten zu 
stärken10 ). Koivisto versicherte im Kreml 
nochmals seine Treue zur Paasikivi-Kekko- 
nen-Linie: „In meiner sechsjährigen Amtszeit

6) Vgl. NZZ vom 29. Januar 1982.
Vgl. FAZ vom 28. Januar 1982.
Vgl. NZZ vom 15. Januar 1982.
Vgl. FAZ vom 11. März 1982.

10) Vgl. NZZ vom 11. März 1982.

wird Finnland zweifelsohne den Weg weiter-
verfolgen, der von meinen beiden Vorgängern 
Paasikivi und Kekkonen angegeben wurde."11) 
Allerdings hat Koivisto neben dieser Be-
schwörung der Paasikivi-Kekkonen-Linie 
doch gewisse Akzentverschiebungen in der 
finnischen Außenpolitik erkennen lassen. Die-
ser Eindruck drängt sich aus zwei Gründen 
auf. Einmal betonte Koivisto ostentativ die 
nordischen Gemeinsamkeiten, indem er die 
Beziehungen zu den nordischen Staaten auf 
die gleiche Stufe mit denen zur Sowjetunion 
hob, und zum anderen fiel die zurückhaltende 
Beurteilung des Kekkonen-Plans von einer 
atomwaffenfreien Zone in Nordeuropa auf. 
Diese Passagen in der Moskauer Koivisto- 
Rede lösten in der Folgezeit gewisse Irritatio-
nen über die Linie der finnischen Außenpoli-
tik aus, so daß sich Koivisto anläßlich der Feier 
zum 75. Gründungstag des finnischen Reichs-
tags gezwungen sah, seine außenpolitische Po-
sition nochmals deutlich darzulegen12 ). In die-
ser Rede wies er Vermutungen, auf Kosten der 
Beziehungen zur Sowjetunion eine engere Zu-
sammenarbeit mit den skandinavischen Län-
dern anzustreben, ebenso energisch zurück 
wie die Meinung, weniger entschieden als 
Kekkonen für die Schaffung einer atomwaf-
fenfreien Zone in Nordeuropa einzutreten. 
Koivisto legte in dieser Rede noch einmal 
„ganz emphatisch" ein Bekenntnis zur Außen-
politik Kekkonens ab.

1. Grundlinien der finnischen
Außenpolitik

Die finnische Außenpolitik in der Nachkriegs-
zeit war durch die beiden Staatspräsidenten 
Juho Kusti Paasikivi (1946—1956) und Urho 
Kekkonen (1956—1982) geprägt worden. Die 
Tatsache, daß gerade die Staatspräsidenten 
der finnischen Außenpolitik ihren Stempel 
aufdrückten, liegt neben der überragenden 
Persönlichkeit dieser beiden Staatsmänner in 
der finnischen Verfassung begründet, die dem 
Staatspräsidenten außenpolitische Richtli-
nienkompetenz einräumt. Die finnische Au-
ßenpolitik der Nachkriegszeit kann als eine 
expandierende Außenpolitik bezeichnet wer-
den, und zwar in dem Sinne, daß sich „der geo-
graphische Rahmen unserer Außenpolitik 



erweitert"13). Unter Paasikivi galt es, in erster 
Linie die Beziehungen zur Sowjetunion zu re-
geln. Zwar fielen die Mitgliedschaft in den 
Vereinten Nationen (1955) und in den Nordi-
schen Rat (1955) noch in die Amtszeit Paasiki- 
vis, doch die Öffnung Richtung Westen und 
die aktive Teilnahme als neutraler Staat an 
den internationalen Beziehungen erfolgte erst 
unter Kekkonen. Für den Politikwissenschaft-
ler Jansson baut jeder neue Schritt dieser ex-
pandierenden finnischen Außenpolitik auf 
dem vorhergehenden auf: „Finnland hätte we-
der als neutraler Staat auftreten können noch 
Verständnis anderer Staaten für seine Bemü-
hungen erhalten können, hätte es nicht vorher 
zuerst seine Beziehungen zur Sowjetunion auf 
eine feste Basis gestellt. Und Finnland hätte 
nicht auf der internationalen Bühne — beson-
ders als Gastgeber der KSZE — auftreten kön-
nen, ohne vorher Anerkennung für seine Neu-
tralität erhalten zu haben.“14 ).

16) Zitiert nach Krosby, a. a. O., S. 63.
17) Zitiert nach Krosby, a. a. O„ S. 65.
18) Wortlaut in: Ulrich Wagner, Finnlands Neutrali-
tät, Hamburg 1974, S. 201 ff.
”) Ebenda.
20) Wortlaut der Rede in: Wagner, a. a. O., S. 208.

2. Die finnisch-sowjetischen Beziehungen

Für jeden Staat ist seine Grenze eine wichtige 
Determinante seines außenpolitischen Ent-
scheidungsprozesses. Für Finnland ist seine 
geopolitische Position — eine rund 1265 Kilo-
meter lange gemeinsame Grenze mit der Su-
permacht Sowjetunion — sogar die Hauptde-
terminante. Neben der Geographie wurde die 
Historie die zweitwichtigste Determinante 
der finnischen Außenpolitik nach dem Zwei-
ten Weltkrieg. Der Zweite Weltkrieg lehrte 
die Finnen, daß die Kette von kriegerischen 
Auseinandersetzungen des kleinen Finnlands 
mit dem übermächtigen Rußland eine Ende 
haben mußte.
Nach dem sowjetisch-finnischen Waffenstill-
standsabkomm 19en vom . September 1944155), 
in dem Finnland 12 Prozent seines Staatsge-
bietes an die Sowjetunion abtreten mußte, den 
Stützpunkt Porkkala an die Sowjets zu ver-
pachten und rund 300 Millionen Dollar Repa-
rationen zu zahlen hatte, gab es erste zaghafte 
Versuche finnischer Politiker, das Verhältnis 
zur Sowjetunion zu überdenken und neu zu 
ordnen.

Als erster sprach es Urho Kekkonen in einer 
Rundfunkrede am 25. September 1944 deutlich 

aus: „Die überlegene Macht der Sowjetunion 
ist eine absolute und fundamentale. Dies anzu-
erkennen und in Zukunft danach zu handeln, 
ist eine unabdingbare Voraussetzung für un-
sere nationale Existenz.“16 ) Aber erst später 
gingen diese Gedanken des jungen Kekkonen 
in die offizielle Politik ein, als Staatspräsident 
Paasikivi in seiner Rede am finnischen Unab-
hängigkeitstag am 6. Dezember 1946 erklärte: 
„Es ist meiner persönlichen Überzeugung nach 
für das weitere Wohlergehen unserer Nation 
von grundlegender Bedeutung, in Zukunft die 
finnische Außenpolitik so zu gestalten, daß sie 
niemals in Widerspruch zu den Interessen der 
Sowjetunion steht."17 ) Diese Rede Paasikivis 
kann man als den Ausgangspunkt der soge-
nannten Paasikivi-Kekkonen-Linie bezeich-
nen.
Diese neue finnische Außenpolitik deckte sich 
mit dem sicherheitspolitischen Interesse der 
Sowjetunion, die vor allem daran interessiert 
war, daß von Finnland aus kein Angriffskrieg 
gegen die Sowjetunion geführt wird. Im „Ver-
trag über Freundschaft, Zusammenarbeit und 
gegenseitigen Bestand zwischen der Republik 
Finnland und der Union der sozialistischen 
Sowjetrepubliken" (FZB-Vertrag)18 ) vom 
6. April 1948 wurde dieses Verlangen Mos-
kaus kodifiziert. In Artikel I dieses Vertrages 
verpflichtet sich Finnland, „in dem Falle, daß 
Finnland oder die Sowjetunion über finnisches 
Gebiet Objekt eines bewaffneten Angriffs von 
Seiten Deutschlands oder eines anderen mit 
diesem in Bündnis stehenden Staates wird, (...) 
getreu seinen Verpflichtungen als selbständi-
ger Staat (zu) kämpfen, um den Angriff abzu-
wehren."19) Diese Abwehr kann „erforderli-
chenfalls mit Unterstützung der Sowjetunion 
oder zusammen mit dieser erfolgen“.

Finnland verpflichtet sich also in diesem Ver-
trag gegenüber der Sowjetunion, seine Gren-
zen zu verteidigen. Paasikivi interpretierte 
diese Tatsache unmittelbar nach der Vertrags-
unterzeichnung in einer Rundfunkansprache 
so: „Das alles ist meiner Meinung nach selbst-
verständlich und folgt aus der Natur der Sa-
che.“20 ) Auch Kekkonen wies später auf diese 
Selbstverständlichkeit hin: „Finnland hat sich 
verpflichtet, seine territoriale Integrität inner-
halb der eigenen Grenzen zu verteidigen, was

13) Jan Magnus Jansson, An expanding foreign poli- 
cy, in: Yearbook of Finnish Foreign Policy 1975, 
S. 4.
14) Ebenda, S. 5.
15) Wortlaut in: H. Peter Krosby, Friede für Europas 
Norden, Düsseldorf 1981, S. 413 ff. 



es natürlich in jedem Falle täte, auch ohne 
Vertrag. 21)

24) Kekkonen, a. a. O., S. 109.

Sollte die Sowjetunion aus einer anderen 
Richtung als über finnisches Gebiet angegrif-
fen werden, besteht für Finnland keinerlei Bei-
standspflicht. Dies ist der entscheidende Un-
terschied zu den FZB-Verträgen, die die So-
wjetunion unmittelbar vor dem finnisch-so-
wjetischen FZB-Vertrag mit Rumänien und 
Ungarn abschloß. Zwar nannte Stalin, als er 
dem finnis

22
chen Staatspräsidenten Paasikivi 

am .  Februar 1948 Vertragsverhandlungen 
vorschlug, diese beiden Verträge als Vorbil-, 
der, doch konnte die finnische Delegation in 
den anschließenden Verhandlungen ihre Posi-
tion weitgehend durchsetzen.
Artikel II des Vertrags sieht eine Konsulta-
tionspflicht für den Fall vor, „daß eine Bedro-
hung mit einem in Artikel I gemeinten militä-
rischen Angriff festgestellt ist“.
Bislang forderte die Sowjetunion einmal Kon-
sultationen im Sinne dieses Artikels II. Das 
war Ende 1961 in der sogenannten Noten-Kri- 
se22), als die Berlin-Krise auf ihren Höhepunkt 
zusteuerte und deutsch-dänische Gespräche 
über die beabsichtigte Einrichtung eines 
neuen NATO-Kommandos für die Ostsee-Zu-
gänge begannen. Nach einem Treffen zwi-
schen Chruschtschow und Kekkonen Ende 
November 1961 in Nowosibirsk zogen die So-
wjets jedoch ihr Konsultationsbegehren zu-
rück. Diese Noten-Krise war bisher die ernste-
ste Belastung des finnisch-sowjetischen Ver-
hältnisses in der Nachkriegszeit. Doch seither 
haben sich die Beziehungen zwischen diesen 
beiden Staaten weiter normalisiert. Der FZB- 
Vertrag wurde zweimal verlängert. Er gilt jetzt 
bis zum Jahre 1990.
Unter dem Dach des FZB-Vertrags hat sich ein 
dichtes Geflecht von bilateralen Verträgen — 
insbesondere im wirtschaftlichen Bereich — 
entwickelt. Im finnisch-sowjetischen Handel 
gibt es drei Ebenen von Verträgen, die sich je 
nach Dauer und Konkretisierungsgrad unter-
scheiden. Auf höchster Ebene existiert das 
1977 unterzeichnete langfristige Zusammen-
arbeitsprogramm für Handel und Industrie, 
das bis 1990 gilt23 ). In ihm wurden die Wachs- 
tumsraten für den Warenaustausch als ganzes 
und für einzelne Branchen vorgegeben. So soll

21) Urho Kekkonen, Gedanken eines Präsidenten, 
Düsseldorf 1979, s. 50.
2 Vgl. Krosby, a. a. O„ S. 165 ff.

23) Vg1. Kari Möttöla, The Finnish-Soviet Long- 
verm Programme — a chart of co-operation, in: 
■earbook of Finnish Foreign Policy 1977, S. 43 ff. 

in den beiden Fünfjahresperioden 1981—1985 
und 1986—1990 der Warenaustausch zwi-
schen Finnland und der Sowjetunion jeweils 
um 30 Prozent wachsen. Für diese Fünfjahres-
zeiträume existieren schon seit 1950 Abkom-
men über den Warenaustausch. Die dort nur 
grob fixierten Quoten für bestimmte Waren-
gruppen werden dann in den jährlichen Wa-
renaustauschprotokollen exakt quantifiziert. 
Ein praktisches Beispiel: Für das Jahr 1982 
sind im Fünfjahresvertrag 1981—1985 der Ex-
port von 11 500 bis 15 000 sowjetischen Perso-
nenwagen nach Finnland vorgesehen. Im Wa-
renaustauschprotokoll für 1982 wurde dann 
nur noch der Export von 11 200 Pkws festge-
schrieben. /
Der finnisch-sowjetische Handel entwickelte 
sich aus den Reparationszahlungen, die Finn-
land nach dem Zweiten Weltkrieg an den öst-
lichen Nachbarn zu zahlen hatte. Obwohl 
diese damals das Land schwer belasteten, ge-
wann Kekkonen den Reparationszahlungen 
nachträglich eine gute Seite ab: „Die Repara-
tionszahlungen zwangen uns, Sektoren zu ent-
wickeln, die in unserem Wirtschaftsleben frü-
her sehr wenig Beachtung gefunden hatten. 
Wenn man die Bedeutung der Reparationen 
aus dieser Perspektive betrachtet, dann ist 
festzustellen, daß der von ihnen ausgehende 
Zwang die Produktionsfähigkeit unserer Indu-
strie gefächert und damit gegenüber früher 
bessere Voraussetzungen für den permanen-
ten Aufstieg unseres Wirtschaftslebens ge-
schaffen hat.“24 )
In den Nachkriegsjahren hatte nicht zuletzt 
durch eben diese Reparationszahlungen und 
deren Folgen der Anteil des finnisch-sowjeti-
schen Handels am gesamten finnischen Han-
del bis auf knapp 18 Prozent zugenommen, ehe 
er dann bis 1973 auf 12 Prozent absackte. Doch 
nach der ersten gewaltigen Preissteigerung 
für Rohöl Ende 1973 nahm der Handel mit der 
Sowjetunion kräftig zu. 1981 kletterte der fin-
nisch-sowjetische Handel auf neue Rekord-
marken:
Der Anteil der sowjetischen Waren an den fin-
nischen Importen betrug 23,5 Prozent, der so-
wjetische Anteil an den Exporten stieg gar auf 
24,7 Prozent.
Die Zunahme der Warenströme zwischen 
Finnland und der Sowjetunion in den letzten 
Jahren erklärt sich aus der Struktur dieses bi-
lateralen Handels. Rund 80 Prozent der sowje-
tischen Importe bestehen aus Energie. Die 
Verrechnungsbasis im finnisch-sowjetischen 



Warenaustausch sind Weltmarktpreise, so daß 
mit den höheren ölpreisen auch der Wert der 
Importe aus der Sowjetunion gestiegen ist. Da 
der finnisch-sowjetische Handel im Wege des 
Kompensationsgeschäftes erfolgt und außer-
dem immer ausgeglichen sein muß, mußten 
die Finnen ihre Exporte in die Sowjetunion im 
selben Umfang erhöhen wie die Importe stie-
gen. Diese Exportsteigerung in die Sowjet-
union war für die finnische Wirtschaft in den 
letzten Jahren ein großer Vorteil, denn da-
durch konnte sie den rezessionsbedingten 
Nachfrageausfall auf den westlichen Märkten 
kompensieren. „Nicht zuletzt aufgrund der Ex-
porte in die UdSSR konnte Finnland in den 
Jahren 1979 und 1980 das stärkste Wirt-
schaftswachstum innerhalb der westlichen In-
dustrieländer erzielen."25)

25) Erik von Knorre, Helsinkis liberale Handelspoli-
tik sollte von der EG honoriert werden, in: Handels-
blatt vom 11. Mai 1982.
26) Ahti Karjalainen, Finnlands Anteil am Aufbau
der europäischen Sicherheit, in: Europa-Archiv 
2/1970, S. 43.
27) Vgl. Kekkonen, a. a. O., S. 71 ff.

28) Klaus Törnudd, Finnische Sicherheitspolitik, in: 
Europa-Archiv 23/1979, S. 735.
29) Vgl. hierzu Artikel von Nils Andren in dieser 
Beilage.
30) Zitiert nach Paavo Väyrynen, Finnische Au-
ßenpolitik in der heutigen Welt, in: Außenpolitik
1/1979, S. 4.

3. Die Beziehungen zu Skandinavien

„Neben den vertrauensvollen Beziehungen 
zwischen Finnland und der Sowjetunion ist 
der andere Eckstein der finnischen Außenpo-
litik die enge nordische Zusammenarbeit."26 )
Institutionalisiert wurde diese nordische Ko-
operation zwischen Finnland, Schweden, Nor-
wegen, Dänemark und Island im 1952 gegrün-
deten „Nordischen Rat“. Der Nordische Rat ist 
ein beratendes Organ, das aus Parlamenta-
riern und Regierungsmitgliedern dieser fünf 
Länder besteht. Finnland wurde erst 1955 Mit-
glied des Nordischen Rates. Nachdem Staats-
präsident Paasikivi mit Rücksicht auf die So-
wjetunion einer Mitgliedschaft reserviert ge-
genüberstand, ebnete der damalige Minister-
präsident Kekkonen bei seinem Besuch in 
Moskau im September 1955 den Weg für Finn-
lands Beitritt27 ).
Zur Agenda des Nordischen Rates gehören 
Wirtschafts-, soziale, Bildungs- und Verkehrs-
fragen. Bei den zweimal jährlich stattfinden-
den Außenministertreffen geht es in erster Li-
nie um die Koordinierung der Standpunkte bei 
den Vereinten Nationen und anderen interna-
tionalen Organisationen. Sicherheitspoliti-
sche Themen werden ausgeklammert. Was die 
Sicherheitspolitik anbetrifft, so sind die skan-
dinavischen Staaten keine homogene Gruppe.

Dänemark, Norwegen und Island sind Mitglie-
der der NATO, Schweden und Finnland sind 
neutrale Staaten. Doch gerade die Erhaltung 
dieses militärischen skandinavischen Gleich-
gewichts ist für Finnland von entscheidender 
Bedeutung: „Wichtig ist ... das Erhalten der 
zentralen stabilisierenden Elemente in der 
nordeuropäischen Situation, zum Beispiel der 
traditionellen schwedischen Neutralitätspoli-
tik und der gewissermaßen beschränkten mili-
tärischen Zusammenarbeit zwischen Däne-
mark und Norwegen einerse

28
its und ihren 

Großmachtverbündeten andererseits." )
Vor diesem Hintergrund ist auch der Plan 
Kekkonens für eine atomwaffenfreie Zone in 
Nordeuropa zu sehen, der den de-facto-atom- 
waffenfreien Zustand in Nordeuropa kodifi-
zieren will29 ).
Innerhalb der nahezu problemfreien Bezie-
hungen zu den nordischen Staaten hat die Zu-
sammenarbeit Finnlands mit Schweden eine 
besondere Qualität. Sie basiert in erster Linie 
auf der gemeinsamen Geschichte. Finnland 
gehörte bis 1809 zum Schwedischen König-
reich. Heute ist man in Finnland vor allem an 
der Kontinuität der schwedischen Neutrali-
tätspolitik interessiert, denn sie stützt den ei-
genen Neutralitätskurs. So heißt es in einem 
Bericht eines von der finnischen Regierung 
eingesetzten parlamentarischen Verteidi-
gungskomitees: „Insbesondere ist festzuhal-
ten, daß die traditionelle Allianzfreiheit 
Schwedens ein positiver Faktor für Finnland 
ist. Durch die kräftige und vielseitige Verteidi-
gung Schwedens wird seine Neutralitätspoli-
tik unterstützt. Im Falle eines bewaffneten 
Konflikts dient die Verteidigungsfähigkeit 
Schwedens dazu, auch die militärische Bedro-
hung des finnischen Gebietes zu verhin-
dern."30 )

4. Finnlands aktive Neutralitätspolitik

Schon in der Präambel des FZB-Vertrages 
wird „das finnische Bestreben, außerhalb der 
Interessenkonflikte der Großmächte zu blei-
ben", festgehalten. Zwar wird hier nicht ex- 
pressis verbis von „Neutralität" gesprochen, 
und Präambeln besitzen auch keinen binden-
den Vertragscharakter im Sinne des Völker-



rechts31), doch wurde mittlerweile der Status 
Finnlands als neutraler Staat allgemein aner-
kannt.

35) Krosby, a. a. O„ S. 388.
36) Wortlaut in: Europa-Archiv 13/1969, S. D 309 f.
37) Kekkonen, a. a. O., S. 95 f.
38) Paavo Kastari, Die finnische Verfassung und ihre
Entwicklung, in: Ministerium der Auswärtigen An-
gelegenheiten (Hrsg.), Die Verfassung Finnlands,
Helsinki 1972, S. 8.

Finnlands Weg zu dieser Anerkennung voll-
zog sich in mehreren Etappen. In den Nach-
kriegsjahren kratzte am neutralen Image der 
Finnen die Tatsache, daß die Sowjetunion mit 
Porkkala noch einen Militärstützpunkt auf fin-
nischem Gebiet besaß. Erst der Abzug der So-
wjets im September 1955 „öffnete den Weg zur 
internationalen Anerkennung der finnischen 
Neutralität"32 ). Kurze Zeit später, auf dem 
20. Parteitag der KPdSU, wurde Finnland zum 
erstenmal in einer offiziellen Verlautbarung 
der Sowjetunion als neutraler Staat bezeich-
net. Auf seinen Reisen in die westlichen Staa-
ten USA, Großbritannien und Frankreich An-
fang der sechziger Jahre konnte dann Kekko-
nen das Ergebnis verbuchen, „daß alle Groß-
mächte explizite die Neutralität Finnlands an-
erkannt hatten"33 ).
Nach dieser De-facto-Anerkennung seiner 
Neutralität begann Finnland in den Folgejah-
ren — begünstigt durch die aufkommende 
Entspannung zwischen Ost und West — eine 
aktive Neutralitätspolitik zu betreiben. Der 
Hauptgrund für diese Aktivitäten: „Für Finn-
land ist es besonders wichtig, daß seine Au-
ßenpolitik bekannt ist und gut verstanden 
wird, daß sie das Vertrauen anderer Staaten 
genießt. Deshalb hat Finnland sehr gerne ge-
wisse internationale Aufgaben übernommen, 
für die gerade neutrale Staaten geeignet oder 
sogar nötig sind."34 )
1968 entschied Finnland, sich um die Auf-
nahme in den UN-Sicherheitsrat zu bemühen. 
.Damit wagte sich Finnland zum ersten Male 

auf das Parkett der ganz großen internationa-
len Politik."35 ) Bereits 1969 bot sich Finnland 
als Gastgeber für die sowjetisch-amerikani-
schen Gespräche zur Beschränkung der strate-
gischen Atomwaffen (SALT) an. Die SALT- 
Runden fanden dann auch in den Jahren 1969 
und 1970 in Helsinki statt. Anders als bei den 
SALT-Gesprächen, bei denen Finnland eine 
passive Rolle spielte, indem es lediglich den 
neutralen Boden für das Gespräch der beiden 
Großmächte angeboten hatte, zeigte Finnland 
bei einem anderen internationalen Großereig-
nis wesentlich stärkere Aktivitäten. So initi-
ierte die finnische Regierung mit einem Me-
morandum an die Regierungen der europäi-
schen Staaten, der USA und Kanadas vom Mai 
196936) ganz entscheidend die Konferenz über 
Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa 
(KSZE) mit und bot sich gleichzeitig als Gast-
geber für diese an. Daß 1973 und 1975 die 
KSZE in Helsinki stattfand, kann als großer 
Prestigeerfolg und gleichzeitig als eine deutli-
che Bestätigung der finnischen Neutralitäts-
politik gewertet werden.
Einen weiteren wichtigen Wirkungskreis der 
aktiven finnischen Außenpolitik bilden die 
Vereinten Nationen. Im Rahmen der UN 
stellte Finnland immer wieder Soldaten für 
die UN-Friedenstruppen ab und spielte dar-
über hinaus beim Nord-Süd-Dialog und den 
Abrüstungsverhandlungen eine wichtige Ver-
mittlerrolle. Kekkonen sieht Finnland dabei in 
den UN „eher in der Rolle eines Arztes als der 
eines Richters. Wir haben es vermieden, Kla-
gen hervorzubringen und Urteile herauszu-
stellen, und haben statt dessen versucht, Lö-
sungsmöglichkeiten für Probleme zu finden, 
indem wir uns in diese hineinversetzten.“37 )

IV. Änderungen im politischen System Finnlands

L Die Entscheidungsstruktur in Finnland

Das politische System Finnlands läßt sich „als 
republikanische parlamentarische Demokra-
tie charakterisieren, in der die Macht und Be-
deutung des Staatsoberhauptes auch in Wirk-
lichkeit so groß ist, daß dies dem System ein

32 Vgl. Wagner, a. a. O., S. 38 f.
) Max Jakobson, Finnlands Neutralitätspolitik 

zwischen Ost und West, Düsseldorf 1969, S. 94.
32 Ebenda, S. 96.
*) Törnudd, a. a. O., S. 733.

eigenes Gepräge gibt"38 ). Dieses eher präsi- 
dentielle Regierungssystem ist in etwa mit der 
Fünften Republik Frankreichs vergleichbar. 
Allerdings wird in Finnland der Präsident 
nicht — wie in Frankreich — direkt vom Volk 
gewählt, sondern durch Wahlmänner. Insofern 



besitzt der finnische Präsident nur eine indi-
rekte demokratische Legitimation.
Die seit 1919 ununterbrochen gültige finni-
sche Verfassung räumt dem Staatspräsidenten 
eine starke Stellung ein. Diese Dominanz des 
Staatsoberhauptes hat in der finnischen Ver-
fassungsgeschichte Tradition. Nach der Ver-
fassung hat der Präsident das Recht, Gesetze 
vorzuschlagen und Verordnungen zu erlassen. 
Außerdem kann er vom Reichstag angenom-
mene Gesetze durch ein suspensives Veto ver-
zögern oder gar verhindern. Schließlich kann 
er den Reichstag zu außerordentlichen Sitzun-
gen einberufen, Neuwahlen bestimmen und 
den Reichstag auflösen. Die außenpolitische 
Kompetenz des Präsidenten ist in Artikel 33 
festgeschrieben: „Der Präsident bestimmt die 
Beziehungen zu den auswärtigen Staaten..
.Aber vielleicht mehr als aus den Artikeln er-
klärt sich die hervorragende Bedeutung des 
Staatsoberhauptes doch aus einigen traditio-
nellen und persönlichen Umständen sowie aus 
den durch politische Situationen geschaffenen 
Voraussetzungen."39 ) Zu diesen Umständen 
zählt einmal die Tatsache, daß die meisten fin-
nischen Staatspräsidenten starke Persönlich-
keiten darstellten. Besonders nach dem Zwei-
ten Weltkrieg wurde die Stellung der Präsi-
denten weiter gestärkt, weil sowohl Paasikivi 
als auch Kekkonen als Bewahrer der außenpo-
litischen Kontinuität galten.

41) Vgl. FAZ vom 28. Januar 1982.
42) Interview, in: Der Spiegel 5/1982, S. 120.
43) Vgl. Joachim Raschke (Hrsg.), Die politischen
Parteien in Westeuropa, Reinbek 1978, S. 23 f.

Die Position des Präsidenten wurde auch des-
halb so stark, weil die meisten finnischen Re-
gierungen nur eine schwache parlamentari-
sche Stellung hatten. Durch die Zersplitterung 
des Parteiensystems war es meist schwierig, 
eine mehrheitsfähige Regierung zu bilden. Oft 
gab es Minderheitsregierungen, und bei be-
sonders langwierigen Regierungskrisen muß-
te auf eine sogenannte Beamten- oder Exper-
tenregierung zurückgegriffen werden. Diese 
Labilität der Regierungen stärkte natürlich die 
Stellung des Präsidenten als wichtigsten und 
einzigen Garanten der Kontinuität in der fin-
nischen Politik. Während also die Stellung des 
Staatspräsidenten immer stärker wurde, „trat 
die Bedeutung des Reichstages als der ersten 
Staatsgewalt zurück"40 ). Zu fragen ist, ob Koi-
visto diesen Trend stoppen kann bzw. über-
haupt stoppen will.
Schon bei seiner Amtseinführung versicherte 
Koivisto, daß der Präsident seine Entscheidun-
gen in enger Abstimmung mit Regierung und

39) Ebenda, S. 14.
40) L. A. Puntila, Politische Geschichte Finnlands, 
Helsinki 1980, S. 274.

Parlament treffen werde. Sein innenpoliti-
sches Leitprinzip werde es sein, die Beziehun-
gen zwischen den demokratischen Institutio-
nen des Landes offen, ehrlich und auf Koope-
ration ausgerichtet zu gestalten41 )- Bei der Er-
nennung der neuen Regierung forderte er 
diese zur stärkeren Aktivität in der Außenpo-
litik auf. Ebenso sei eine verstärkte Aktivität 
des außenpolitischen Ausschusses der Regie-
rung zu begrüßen. Gleichwohl erinnerte Koi-
visto daran, daß die Führung der Außenpolitik 
nach der Verfassung ein Privileg des Präsiden-
ten sei. In der Innenpolitik wollte er jedoch 
diese Führungsrolle für sich nicht in Anspruch 
nehmen: „Der Präsident sollte nicht der innen-
politische Führer sein.“42 ) Inzwischen wird in 
Finnland über Vor- und Nachteile der präsi- 
dentiellen Machtstellung diskutiert. Verfas-
sungsänderungen, die die Macht des Präsiden-
ten beschneiden sollen, werden nicht ausge-
schlossen. Ferner wird debattiert, den Präsi-
denten direkt vom Volk wählen zu lassen und 
seine Amtszeit auf zwei Amtsperioden (insge-
samt 12 Jahre) zu beschränken.
Die ersten Monate der Präsidentschaft Koivi-
stos zeigen, daß sich das innenpolitische Klima 
in Finnland verändert hat. Bisherige Tabus — 
dazu zählt eben auch die Machtfülle des Präsi-
denten — werden offen diskutiert. Koivisto 
beteiligt sich sogar selbst an der Debatte. Er 
sagt und zeigt es auch, daß er nicht wie sein 
omnipotenter Vorgänger Kekkonen in die in-
nenpolitische Entscheidungsprozesse eingrei-
fen will. Eine Stärkung der finnischen Demo-
kratie kann die Folge dieser Zurückhaltung 
Koivistos sein.

2. Die Parteienlandschaft Finnlands

Nach Raschke besitzt Finnland — ähnlich wie 
Frankreich und Italien — ein ideologisch pola-
risiertes Vielparteiensystem43 ). Für diesen 
Typ von Parteiensystem nennt Raschke meh-
rere charakteristische Merkmale: eine große 
Zahl von im Parlament vertretenen Parteien; 
ein hohes Maß ideologischer Polarisierung, 
was sich in einer starken kommunistischen 
Partei und einer vergleichsweise schwachen 
extremen Rechten dokumentiert; der relati-
ven Stärke der ideologischen Außenflügel ent-
spricht die relative Schwäche der Parteien, die 
das politische Zentrum bilden; um die Mehr-



heitsbildung konkurrieren meist nicht ein so-
zialistischer und ein nichtsozialistischer 
Block; selbst die Einbeziehung von Kommuni-
sten in die Regierung vollzieht sich über Ko-
alitionen mit bürgerlichen Parteien.
Die meisten dieser Merkmale treffen bislang 
auf das finnische Parteiensystem zu. So sind 
derzeit im Reichstag acht Parteien vertreten. 
Die Kommunistische Partei hat meistens ei-
nen Wähleranteil von 20 Prozent. Eine ex-
treme Rechtspartei sucht man hingegen in der 
finnischen Parteienlandschaft vergebens. In 
der relativ schwachen Mitte treffen sich die 
Zentrumspartei und Teile der Sozialdemokra-
ten. Bei der Regierungsbildung heißt die Al-
ternative nicht Volksfront oder Bürgerblock, 
sondern Koalitionen quer durch beide Lager. 
In den letzten Jahren hat sich dabei besonders 
das Modell der Mitte-Links-Koalition be-
wahrt, der die Sozialdemokraten, die Zen-
trumspartei, die kommunistisch determinierte 
Demokratische Union des finnischen Volkes 
und die Schwedische Volkspartei angehören. 
In den letzten Monaten ist jedoch Bewegung 
in die finnische Parteienlandschaft gekom-
men, die einige Merkmale des ideologisch po-
larisierten Vielparteiensystems in Frage stellt. 
Auslöser dieser Veränderungen ist nicht origi-
när der Wechsel von Kekkonen zu Koivisto. 
Vielmehr kommen gerade jetzt latente Kon-
flikte innerhalb der Parteien und Veränderun-
gen in der Wählerstruktur deutlich zum Vor-
schein.
In der Sozialdemokratischen Partei SDP er-
hoffte man sich, daß der hohe Wahlsieg 
Koivistos auf die Partei abfärben könnte. Doch 
diese Hoffnung scheint nicht in Erfüllung zu 
gehen. In den Meinungsumfragen nach der 
Wahl Koivistos bröckelte der Stimmenanteil 
der SDP wieder bis in die Nähe ihres 79er 
Wahlergebnisses von 23,9 Prozent ab. Für die 
SDP ist es schwierig, den sich bewußt überpar-
teilich gerierenden Koivisto als Sozialdemo-
kraten zu „verkaufen". Koivisto, der unmittel-
bar nach seiner Wahl traditionell sein Partei-
buch zurückgegeben hatte, führt denn auch 
seinen Erfolg nicht unbedingt auf seine Zuge-
hörigkeit zur SDP zurück: „Hier wurde kein 
politisches Programm, sondern eine Person 
gewählt.“44 )

45) Zu den Auseinandersetzungen in der SKP vgl. 
Ulrich Wagner, Finnlands Kommunisten, Stuttgart 
1971, und John H. Hodgson, Die Linke in der finni-

Wenngleich sich aller Wahrscheinlichkeit 
nach die Wahl Koivistos für die SDP nicht in 
Mehr Wählerstimmen niederschlagen wird, so 
‘st doch die atmosphärische Veränderung

44) Der Spiegel, a. a. O„ S. 120. 

durch den ersten Sozialdemokraten an der 
Spitze Finnlands als Pluspunkt für die SDP zu 
verbuchen. Die Sozialdemokraten, die in den 
Nachkriegsjahren von der Sowjetunion als 
außenpolitisch unsichere Kantonisten einge-
stuft wurden, haben damit endgültig den Be-
weis erbracht, daß sie zu den staatstragenden 
Parteien zu zählen sind.
Die Zentrumspartei, die mit Kekkonen 25 
Jahre lang den Präsidenten stellte und in den 
meisten Nachkriegsregierungen wichtige Po-
sitionen besetzte, sah sich plötzlich von den 
wichtigsten Schalthebeln finnischer Politik 
entfernt, zumal sie auch bei der notwendig ge-
wordenen Regierungsumbildung nach der 
Wahl Koivistos den Kürzeren zog. Allerdings 
hat sie letzteres ihrem ungeschickten Taktie-
ren bei der Regierungsbildung zu verdanken. 
Koivisto war bereit, dem Zentrum den Posten 
des Ministerpräsidenten anzubieten, doch ins-
besondere der bisherige Außenminister des 
Zentrums, Paavo Väyrynen, wollte weiter den 
Posten des Außenministers für das Zentrum 
reklamieren. Das wiederum akzeptierte 
Koivisto nicht. So kam es dann, daß das Zen-
trum bei den wichtigsten Regierungsposten 
leer ausging: Ministerpräsident wurde der So-
zialdemokrat Kalevi Sorsa und Außenminister 
Pär Stenbäck von der Schwedischen Volkspar-
tei. Neben diesem Verlust der Machtstellung 
muß die Zentrumspartei mit einem weiteren 
Problem fertig werden. Mit der konservativen 
Partei, die mittlerweile zur zweitstärksten Par-
tei aufgestiegen ist, muß sie immer mehr um 
bürgerliche Wählerstimmen buhlen. Gleich-
zeitig muß das Zentrum, dessen Wählerklien-
tel überwiegend aus Landwirten und Selbstän-
digen besteht, sich neuen Wählerschichten 
öffnen, um strukturbedingte Verluste in ihrer 
traditionellen Anhängerschaft zu kompensie-
ren. Zuwachs hat das Zentrum allerdings von 
außen bekommen. Die Mehrheit der Liberalen 
Volkspartei (Stimmenanteil 1979: 3,7 Prozent 
und vier Reichstagsabgeordnete) hat beschlos-
sen, sich dem Zentrum anzuschließen. Damit 
scheint sich ein vager Trend weg vom Vielpar-
teiensystem anzudeuten.
Vor den größten Schwierigkeiten steht derzeit 
die Kommunistische Partei Finnlands SKP, die 
praktisch in einen reformkommunistischen 
Mehrheitsflügel und einen orthodoxen, stali-
nistischen Minderheitsflügel gespalten ist. 
Seit Mitte der sechziger Jahre schwelt dieser 
Streit in der SKP45 ). Auf dem 19. Parteitag im 
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Mai 1981 ging an die auf Probe gewählte Par-
teiführung der Auftrag, einen Einigungsver-
such zu unternehmen. Doch die Lage in der 
SKP spitzte sich Ende 1981 zu, als elf Abgeord-
nete des stalinistischen Flügels aus der volks-
demokratischen Reichstagsfraktion ausge-
schlossen wurden, weil sie die Regierung, in 
der eben auch (Mehrheits-)Kommunisten sit-
zen, desavouierten. Auch bei der Präsidenten-
wahl stimmten die stalinistischen Elektoren 
nicht wie die Mehrheitskommunisten für Koi-
visto. Vor diesem Hintergrund andauernder 
Querelen erklärte der SKP-Vorsitzende Aarne 
Saarinen Ende März 1982, daß er auf dem für 
Mitte Mai einberufenen Sonderkongreß nicht 
mehr kandidieren werde. Auf dem SKP-Son- 
derkongreß am 14./15. Mai 1982 in Helsinki 
übte dann Saarinen heftige Kritik an der 
KPdSU, die kurz vor dem Parteitag nach seiner 
Ansicht massiv Position für die stalinistische 
Minderheit bezogen hatte. Nach einem chaoti-
schen Parteitagsverlauf wurde erneut ein — 
allerdings nicht auf unbedingte Konfrontation 
programmierter — Mehrheitskommunist, Ar-
beitsminister Jouko Kajanoja, als Parteichef

sehen Politik, in: Hans Rühle/Hans-Joachim Veen 
(Hrsg.), Sozialistische und kommunistische Parteien 
in Westeuropa, Band 2: Nordländer, Opladen 1979, 
S. 304 ff.

und der — ebenfalls etwas gemäßigtere — Sta-
linist Seppo Toiviainen als dessen Stellvertre-
ter gewählt. Doch unmittelbar nach der Wahl 
erklärten Toiviainen und die zwei anderen sta-
linistischen Mitglieder des zehnköpfigen SKP- 
Politbüros, daß sie für die Arbeit in der Füh-
rungsspitze nicht zur Verfügung stünden. „Im 
Klartext lief diese Ankündigung auf eine Be-
siegelung des seit Jahren de facto bestehen-
den Bruchs in der SKP hinaus."46 ) Angesichts 
dieser Streitereien in der SKP verliert die Par-
tei beim Wähler immer mehr an Bedeutung.

46)  Werner Adam, Die finnischen Kommunisten vor 
der endgültigen Spaltung, in: FAZ vom 17. Mai 
1982.

Diese kurz umrissenen Veränderungen in der 
finnischen Parteienlandschaft können auch 
Rückwirkungen auf mögliche neue Koalitio-
nen nach der Reichstagswahl im kommenden 
Jahr haben. So ist nicht auszuschließen, daß 
die immer stärker werdende konservative Par-
tei, die seit 1966 in der Opposition ist, in eine 
Koalition ausgenommen wird, während die 
Kommunisten außen vor bleiben. Auch wer-
den Gedankenspiele über eine Koalition zwi-
schen Kommunisten, Sozialisten und Konser-
vativen angestellt, bei der die Zentrumspartei 
den Kürzeren zieht.



Nils Andren: Gegenwärtige Sicherheitsprobleme in Nordeuropa
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 37/82, S. 3—13

Das gegenwärtige nordische Sicherheitssystem entstand nach dem zweiten Weltkrieg in 
Verbindung mit der Herausbildung zweier rivalisierender Machtblöcke in Europa. Sowohl 
Norwegen und Dänemark als auch Island entschieden sich für eine atlantische Lösung als 
NATO-Mitglieder, während Schweden seine traditionelle Neutralitätspolitik fortsetzte. 
Finnland versuchte einen ähnlichen Weg einzuschlagen, der jedoch auf den Grundsätzen 
der Freundschaft, Kooperation und gegenseitigen Hilfe mit der Sowjetunion basierte. Eine 
wichtige Charakteristik dieses nordischen Sicherheitsmodells war auch, daß Dänemark 
und Norwegen eine Zugehörigkeit zur NATO zu Minimalkonditionen erreichten, indem 
sie es ablehnten, einer dauerhaften Stationierung von alliierten Truppen und Atomwaffen 
auf ihrem Territorium in Friedenszeiten zuzustimmen. Ein Entspannungsgebiet wurde vor 
der Ära der Entspannung in einer Art und Weise geschaffen, für die die Grundlage die posi-
tive Supermachtsanerkennung der von den nordischen Ländern angenommenen Rollen 
war. Dieser Aufsatz behandelt die wechselnden Bedingungen des nordischen Sicherheits-
modells: Die Probleme, die aus den jüngsten Ereignissen entstanden, die heutige Sicher-
heitspolitik der skandinavischen Länder, die die Haltung der öffentlichen Meinung ein-
schließt und letztlich die Positionen, die von den nordischen Ländern in der gegenwärtigen 
Diskussion über Atomwaffen und atomwaffenfreie Zonen eingenommen werden.

Helmut Hubel: Die eigenwilligen Nordeuropäer: Dänemark und Norwegen
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 37/82, S. 15—20

Der Beitrag untersucht zunächst die wichtigsten Gründe für die Eigenständigkeit der 
Nordeuropäer und nennt u. a. ihre von den weltpolitischen Krisenherden relativ entfernte 
Lage. Außerdem handelt es sich um kleine Länder, die von außen weitgehend ungestört 
und unter starker Beteiligung der verschiedenen gesellschaftlichen Kräfte den besonderen 
Typ des nordischen Wohlfahrtsstaates herausgebildet haben, dessen Erhalt bis heute wich-
tigstes Ziel ihrer Politik ist. Das außenpolitische Verhalten dieser Staaten neigt zu einer 
neutralen, eher vermittelnden Haltung, da die Einflußmöglichkeiten auf umliegende 
Mächte gering sind.
Ein kurzer Rückblick auf die Tradition der Eigenständigkeit zeigt zweitens, daß Dänemark 
und Norwegen nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges zwar eine Verbindung mit der 
westlichen Allianz eingegangen sind, daß sie aber in ihrer Sicherheitspolitik weiterhin den 
besonderen Bedingungen ihrer Region, insbesondere der Neutralitätspolitik Finnlands und 
Schwedens sowie der Nähe zur Sowjetunion, Rechnung tragen. Auf wirtschaftlichem Ge-
biet drückt sich die „Eigenwilligkeit" in der Ablehnung des EG-Beitritts durch die Mehrheit 
der norwegischen Bevölkerung im Jahre 1972 aus. Auch Dänemark verfolgt in der EG bis 
heute außer wirtschaftlichen Anliegen keine weiterreichenden politischen Ziele, etwa im 
Sinne einer supranationalen Europäischen Union.
Die Untersuchung der aktuellen Fragen verweist auf die aus der inneren politischen Lage 
und den ernsten wirtschaftlichen Sorgen resultierenden Probleme Dänemarks, den militär-
politischen Anforderungen der NATO gerecht zu werden. Dänemark muß außerdem die 
Probleme lösen, die sich durch den Austrittswunsch Grönlands aus der EG ergeben.
Für Norwegen läßt sich auch nach dem Regierungswechsel im Herbst 1981 eine Konti-
nuität in der Verteidigungspolitik registrieren. Im Verhältnis zu Westeuropa gibt es ange-
sichts der norwegischen Energievorkommen interessante Ansätze zu einer in Zukunft 
noch verstärkten Zusammenarbeit.



Wolfgang Hirn: Finnland nach Kekkonen — Kontinuität oder Wandel?
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 37/82, S. 21—30

Ein Blick in die Geschichte Finnlands nach dem 2. Weltkrieg zeigt, daß die Staatsführung 
zu der Auffassung kam, daß es für das Wohlergehen Finnlands von grundlegender Bedeu-
tung wäre, in Zukunft seine Außenpolitik so zu gestalten, daß sie nicht in Widerspruch zu 
Interessen der Sowjetunion geraten würde. Dieser Ansatz Präsident Paasikivis deckte sich 
mit den sicherheitspolitischen Interessen der Sowjetunion und wurde im finnisch-sowjeti-
schen Freundschaftsvertrag vom 6. April 1948 verankert.
Ab 1955 wurde als zweiter Eckstein der finnischen Außenpolitik unter Ministerpräsident 
Kekkonen (ab 1956 Staatspräsident) die nordische Kooperation in Form der Mitgliedschaft 
im Nordischen Rat institutionalisiert. Da sicherheitspolitische Themen in dieser Organisa-
tion ausgeklammert sind, ergaben sich aus der Mitgliedschaft auch keine Belastungen der 
Beziehungen zur Sowjetunion. Der weitere Verlauf der finnischen Außenpolitik war insbe-
sondere durch eine Ausweitung der aktiven Neutralitätspolitik des Landes gekennzeich-
net. Hierzu gehört die Mitarbeit in den Vereinten Nationen ebenso wie die vielfache Über-
nahme der Rolle eines Gastgeberlandes für internationale Konferenzen.
Die Ankündigung Präsident Urho Kekkonens. 1981 von seinem Amt zurückzutreten, schloß 
in Finnland ähnlich wie der Tod Titos in Jugoslawien eine Ära ab. Der nachfolgende Wahl-
kampf zeichnete sich durch große Einigkeit der politischen Parteien und Präsidentschafts-
kandidaten in Fragen der Außenpolitik aus. Alle acht Bewerber um das Amt bekannten 
sich mehr oder weniger eindeutig zur sogenannten Paasikivi-Kekkonen-Linie. Die Wahl 
selbst brachte einen überragenden Erfolg für die Sozialdemokraten und ihren Kandidaten 
Mauno Koivisto.
In der außenpolitischen Orientierung Finnlands sind damit kaum Änderungen zu erwarten, 
da Koivisto schon bei seiner Amtseinführung deutlich machte, daß es ihm in erster Linie 
um eine Stärkung des gut-nachbarlichen Verhältnisses zur Sowjetunion und in zweiter um 
die Weiterentwicklung der Zusammenarbeit mit den anderen nordischen Staaten ginge. 
Diese Prioritätenliste entspricht der seiner Vorgänger.
Im innenpolitischen Bereich sind Änderungen hingegen nicht auszuschließen. Dies betrifft 
insbesondere die bisher übermächtige Stellung des Staatspräsidenten gegenüber den auf 
Grund der Zersplitterung des Parteiensystems relativ schwachen finnischen Regierungen. 
Koivisto betonte gegenüber seinen Vorgängern bis dato vor allem seinen Willen zur Ko-
operation. Zwar liegt nach der Verfassung Finnlands die Leitung der Außenpolitik in der 
Hand des Staatspräsidenten; dieses Privileg will der neue Präsident für die Innenpolitik je-
doch nicht in Anspruch nehmen.


